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Bundesverband Psychiatrie-Erfahrener e.V

ERSTKONTAKT & BERATUNG für Mitglieder

Anschrift: Bundesverband Psychiatrie-Erfahrener e.V.
      Herner Straße 406
      44807 Bochum

E-Mail: kontakt-info@bpe-online.de
Tel.: 0234 68 70 55 52
Erstkontakt und Beratung für Psychiatrie-Erfahrene, Auskünfte 
zu Betreuungsrecht, Patientenrechten, Unterbringungsrecht und  
Vorausverfügungen, Informationen und Beratung zum Umgang 
mit Krisen und Krisenbegleitung
Montags 10 – 13 Uhr und Donnerstags 10 – 13 Uhr

Bei Umzug bitte melden
Liebe Mitglieder, wenn Ihr privat umzieht oder Eure Selbst-
hilfegruppe einen anderen Tagungsort oder Tagungstermin 
wählt, so teilt dies bitte der Geschäftsstelle des BPE e.V., 
Wittener Str. 87, 44789 Bochum mit.
Nur so können wir gewährleisten, dass ihr regelmäßig Infor-
mationen des BPE bekommt und dass wir Hilfesuchende an 
die örtlichen Selbsthilfegruppen weiter vermitteln können.

Telefon: 0234 917 907-31
Email: kontakt-info@bpe-online.de

BPE Rundbrief per Mail bekommen

Liebe Mitglieder,

wenn ihr uns und euch etwas Papier sparen wollt, 
könnt ihr den Rundbrief auch statt per Post, als 
PDF-Datei per Mail bekommen.

Bei Interesse einfach in der Geschäftsstelle 
0234 917 907-31, kontakt-info@bpe-online.de 
Bescheid geben.

Ausgabe 3/2019 Rundbrief

Geschäftsstelle des BPE e.V.

Mitgliederverwaltung und Info-
material, 
Pressekontakt

Anne Murnau

Herner Straße 406, 44807 Bochum

Sprechzeiten: Do 10 – 13 Uhr

Tel: 0234 917 907-31

Kontakt-info@bpe-online.de

Aufruf der Geschäftsstelle
Liebe Mitglieder,

wie Ihr wisst, werden in der Geschäftsstelle Daten von empfehlenswerten Anwälten und Psychiatern und Psychologen gesammelt. 
Viele von Euch fragen besonders nach guten Rechtsanwälten in Ihrer Nähe. Damit die Listen aktuell bleiben, und die Berater und 
ich Euch im Fall der Fälle weiterhelfen können, bin ich auf Eure Unterstützung angewiesen. Daher meine Bitte: 

Wenn Ihr gute Erfahrungen mit Rechtsanwälten gemacht habt, oder Psychiater bzw. Psychologen kennt, die unseren Ansichten nahe 
stehen, dann teilt mir bitte deren Daten mit.

Herzlichen Dank Anne Murnau

Herner Straße 406, 44807 Bochum
Sprechzeiten: Do 10 – 13 Uhr
Tel: 0234 917 907-31   Kontakt-info@bpe-online.de
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Nachdem über die letzten zehn Jahre immer mehr GKV-Kas-
sen in Deutschland die kranken-kassenindividuelle Projektför-
derung abgeschafft bzw.  - eigentlich entgegen den für die GKV 
in ihrer Selbsthilfeförderung gültigen (Soll-)Regularien - in die 
(für eine andere Verwendung vorgesehene) krankenkassenü-
bergreifende Pauschalförderung verschoben haben und dieser 
Trend anhält (ungefragt der Interessen der Selbsthilfen - diesen 
ist damit zunehmend die Durchführung definierter Projektarbeit 
erschwert -), haben sich aktuell weitere Barrieren angekündigt. 
In Abänderung des GKV-Leitfadens Selbsthilfe wurde vom 
GKV-Spitzenverband (mehr heimlich) schon 2018 für Selbst-
hilfe-Landesorganisationen ein Zwangsmitgliedschaftsbeitrag 
als Fördervoraussetzung festgelegt. Gleichzeitig nehmen Ver-
waltungsaufwand und Bürokratie für die Selbsthilfeaktiven 
unaufhörlich zu (je nach Bundesland mit bis zu 10 Blättern 
Nebenbestimmungen! – auch in der Pauschalförderung), was 
vor allem ambitioniert tätigen kleineren Selbsthilfen mit ehren-
amtlichem Personal zur Existenzgefährdung wird, den Wind 
aus den Segeln nimmt und paradoxerweise in der Gesundheits-
Selbsthilfe zum Stress für die Engagierten wird. Selbsthilfe-
kenner merken zudem an, dass zunehmend versucht werde, in 
die Autonomie der Selbsthilfearbeitenden einzugreifen, wenn 
von der GKV neue Muss-Vorschriften und Soll-Bestimmun-
gen mitgeteilt werden (z.B. betreffend der Referentenwahl für 
Selbsthilfeveranstaltungen oder mit aufwändigen praxisfrem-
den Verwaltungsmodi bezüglich Reisekostenplanung). Von 
manchen Projektförderern aus der Gesetzlichen Krankenversi-
cherung  - wo es sie noch gibt - werden inzwischen zweistellige 
finanzielle Eigenanteile gefordert. Selbsthilfen mit naturgemäß 
finanzschwacher Mitglieder-Klientel können dies kaum bzw. 
nicht aufbringen. So heißt es beispielsweise in Statements von 
Vertretern hessischer Selbsthilfekreise und aus Rheinland-Pfalz 
im April an den Autor.

Schon länger bemängeln Selbsthilfeverbände unterschiedlicher 
Gesundheitsbereiche eine zu geringe bzw. fehlende Beteiligung 
der originären Selbsthilfe in den Beratungen und den diesbe-
züglichen Entscheidungsfindungen der GKV. Vertreter der 
Landesarbeitsgemeinschaft Psychiatrie-Erfahrener Saarland 
erinnerten auf einer Gremiensitzung im April daran, dass die 
Fördergelder vor allem ja umverteilte Bürgergelder (aus un-
seren GKV-Beiträgen und Steuergeldern, neben dem Arbeit-
geberanteil) sind. Unverhältnismäßig bzw. unzeitgemäß hoch 
erscheint fachkundigen Beobachtern der Anteil des Fördergel-
danteils an die Selbsthilfe-Beratungs- und Kontaktstellen. Hier 
hatte beispielsweise die saarländische Selbsthilfe SeelenLaute 
schon vor Jahren an regionale GKV-Stellen den Vorschlag for-
muliert, dies auf maximal ein Fünftel des Gesamt-Förderbud-
gets zu begrenzen, um der eigentlichen Selbsthilfearbeit über 
v.a. öffentlich aktive Gruppen, Organisationen und Initiativen 
mehr eigene Veranstaltungen, Selbstorganisation und Außen-
darstellung mit Betroffenenkompetenz zu ermöglichen. Befug-
nisse, Selbstvertretung und (Mit-)Entscheidungen müssten im 

Sinne demokratischer Weiterentwicklung der bundesdeutschen 
Selbsthilfeförderung in realiter mehr auf die eigentlichen Ak-
teure gewichtet und verlagert werden, hieß es noch in einer Be-
sprechung der LAG PE Saarland von Anfang Mai 2019 mit der 
Zeitung SeelenLaute (Saarbrücken).

Vom Diabetiker Niedersachsen e.V. kommt gleichfalls Kunde 
zu (befürchteten) Barrieren in der Selbsthilfeförderung. Wie 
das Sozialportal kobinet-nachrichten.org im März berichtet, 
hat sich der Landesvorstand des Diabetiker Niedersachsen e.V. 
über den Vorsitzenden Arnfred Stoppok kritisch zum Ände-
rungsantrag zur Selbsthilfeförderung im Zuge des so genannten 
Terminservice- und Versorgungsgesetzes (TSVG) positioniert. 
Dieser stellt mit Befremden fest, dass das „bewährte Verfahren 
der krankenkassenindividuellen Projektförderung mit der Ab-
sicht, größere Transparenz zu schaffen, in eine kassenartenü-
bergreifende Projektförderung umgewandelt werden soll“. Die 
anvisierte Änderung gebe mehrfach Anlass zur Kritik. Stoppok: 
„Das jetzige Modell fördert die Projektvielfalt und basiert in der 
Regel auf einer vertrauensvollen, teils jahrelangen Zusammen-
arbeit zwischen den Einzelkassen und den Selbsthilfegruppen 
.. Insbesondere kleinere Selbsthilfegruppen erhalten hier eben-
falls die Möglichkeit, innovative, regionale Projekte und Digi-
talisierungsmaßnahmen ohne großen bürokratischen Aufwand 
gefördert zu bekommen.“ Weiter: „Die bestehende Struktur .. 
profitiert von kurzen Dienstwegen und berücksichtigt regionale 
Besonderheiten. Sie ist etabliert und bewährt. Es gibt keinen 
Grund, dieses eingespielte und funktionierende Förderungs-
system grundlegend umzugestalten .. Eine gemeinschaftliche 
Projektförderung würde nicht mehr auf die individuellen An-
forderungen der Selbsthilfe eingehen. .. Die Selbsthilfe lebt von 
Kreativität und Vielfalt auf allen Ebenen.“

Aus der rheinland-pfälzischen Selbsthilfe für seelische Ge-
sundheit (Selbsthilfe SeelenWorte RLP und LAG PE Rhein-
land-Pfalz) wird ähnliches Feedback und Besorgnis gemeldet. 
Die geplanten Änderungen entsprächen nicht dem am Bürger 
und Patienten orientierten Grundgedanken der GKV-Selbsthil-
feförderung. Stattdessen werde ein möglichst geringer Bear-
beitungsaufwand für die GKV in deren Eigeninteresse in den 
Vordergrund gestellt. Dies stelle auf den Kopf, um wen es gehe. 
Projektgeldervergabe müsse auf allen drei Förderebenen bei 
den einzelnen GKV-Kassen verbleiben. Verschiebung von Pro-
jektgeldern in die Pauschalförderung sei inakzeptabel und den 
Mitgliedskassen vom GKV-Spitzenverband zu unterbinden. 
Sinnentfremdend sei auch, wenn Projektmittel-Verteilung von 
der GKV an Dritte bzw. an eine „Ein für Alle“-Stelle delegiert 
würde. So Vertreter dieser Initiativen auf Unterredungen im 
Mai in Trier und Kaiserslautern.

Generalisierte Regelungen helfen der Selbsthilfearbeit nicht, 
was das Beispiel einer alten Regelung im GKV-Leitfaden 
Selbsthilfe zeigt, dass Landesorganisationen über mindestens 

Selbsthilfe befürchtet und benennt erschwerte GKV-Förderung
Einengende Vorschriften / Zwangsmitgliedsbeitrag für Landesverbände / Aus für  bewährte kassenindividu-
elle Projektförderung? Auch NAKOS gegen GKV- und TSVG-Pläne
Von Gangolf Peitz, Büro für Kultur- und Sozialarbeit Saar                 Saarbrücken, im Juni 2019



5

Ausgabe 3/2019 Selbsthilfe befürchtet und benennt erschwerte GKV-Förderung Rundbrief

sechs Ortsgruppen verfügen sollen. Für kleine und kleinste 
Bundesländer (z.B. Saarland, Bremen, Hamburg) ist dies re-
alitätsfern bzw. nicht durchführbar, aufgrund zu geringer Be-
völkerungs- bzw. Mitgliederzahl bzw. einer dann eintretenden 
Verzettelung und Zersplitterung der Arbeit. Vermehrt wurde 
dieser Problempunkt in jüngster Zeit berichtet, etwa aus der 
aktiven Hamburger Selbsthilfeszene mit GKV-Ablehnungsbe-
scheiden. Selbst Landes-Selbsthilfekontaktstellen leisten dies 
in einigen Bundesländern nicht (im ganzen Saarland gibt es nur 
eine KISS, ohne weitere Stellen und Unterstellen wie z.B. im 
benachbarten Rheinland-Pfalz).

Inzwischen hat auch der Geschäftsführende Vorstand des Bun-
desverbandes Psychiatrie-Erfahrener (BPE) e.V. eine Stellung-
nahme zum Thema angekündigt. Ähnliche Kritik kommt von 
Vertretern der Europäischen Gesellschaft zur Förderung von 
Kunst und Kultur in der Psychiatrie e.V. (Dortmund), nach 
Gesprächen mit unserem Redaktionsbüro. Die Kritik ist inzwi-
schen breitbandig angewachsen. Auffällig wenig Kommentie-
rung und Positionierung kommt von den Selbsthilfe-Kontakt- 
und Informationsstellen (SEKIS, KISS etc.) in den Bundeslän-
dern, wohl da diese als Profiteure der einschneidend drohenden 
Veränderungen hervorgehen können. Konkrete Anfragen unse-
rer Redaktion dort wurden nur mit Allgemeinplätzen beantwor-
tet, man zeigt sich meinungs- und kritiklos. Ob, wann und wie 
regionale Erfahrungen, Anliegen und Forderungen der Selbst-
hilfen im Einzugsgebiet den relevanten GKV-Stellen kommu-
niziert wurden und werden, bleibt unklar. Öfters heißt es, man 
sei diesbezüglich (als definierte regionale Interessenvertretung 
der Selbsthilfe, - die Red.) „nicht zuständig“ und formuliert 
sich teilweise in einem Verständnis, wonach man sich mehr als 
ausführendes Organ der GKV versteht.

Erfreulich anders und transparent hingegen die Reaktion der 
Geschäftsführung der Nationalen Kontakt- und Informations-
stelle zur Anregung und Unterstützung von Selbsthilfegruppen 
(NAKOS, Berlin), im Rahmen der Recherche-Anfragen des 
Büros für Kultur- und Sozialarbeit Saar. Dort hat man konkret 
bei GKV bzw. ministerieller Stelle betroffenenkompetente Er-
fahrungen, Belange und realitätsnahe Vorschläge aus der origi-
nären Selbsthilfearbeit kommuniziert und vorgebracht, um die 
Interessen der Selbsthilfe durchzusetzen (vgl. DAG-Schreiben 
13.03./27.06.2019). Man ist von den neuen GKV- und Politik-
Plänen unangenehm überrascht. Dabei lehnt die NAKOS (als 

Einrichtung der DAG) sowohl den Zwangsmitgliedsbeitrag für 
Landesverbände wie auch die Abschaffung der kassenindividu-
ellen Projektförderung deutlich ab und plädiert in der kassen-
artenübergreifenden Pauschalförderung für einen vereinfachten 
Zugang mit entbürokratisiertem Antragsverfahren. Diskussi-
onswürdig erscheint in diesem Zusammenhang noch die in der 
Stellungnahme der DAG Selbsthilfegruppen e.V. (link: https://
www.dag-shg.de/data/Texte/2019/DAGSHG-Stellungsnahme-
TSVG.pdf) vom 29.01.2019 vorgeschlagene Änderung der 
Aufteilung des Selbsthilfefördermittel-Budgets von bisher (of-
fiziell) 50%/50% in eine 70%/ 30%-Verteilung (durch die Ver-
schiebungen, s.o., längst vermutlich schon gegeben), zugunsten 
der Pauschalförderung. Aus Sicht der beim Autor vorliegenden 
Meinungen aus der direkten deutschen Selbsthilfearbeit würde 
dies Motivation und Realisation für verstärkte Projektarbeit der 
Aktiven mehr bremsen statt unterstützen. In Mails von lokalen 
Gruppen heißt es auch, man wünsche sich stellenweise bessere 
Hilfe und Informierung bei Projektförderanträgen seitens der 
Kontakt- und Informationsstellen. Diese sollten mit up-to-date-
Wissen geschult sein. Die NAKOS nimmt laut Frau Dr. Jut-
ta Hundertmark-Mayser (stellv. Geschäftsführerin) Anliegen, 
Proteste und Kritik aus den Selbsthilfegruppen und -verbänden 
gerne auf und will dies in den Kommunikationen und Unterre-
dungen mit der GKV bzgl. geplanter Änderungen am ‚Leitfaden 
Selbsthilfe‘ einbringen. Kontakt: jutta.hundertmark@nakos.de 
bzw. selbsthilfe@nakos.de

Fünf vor Zwölf? In einigen Bundesländern wurden im Frühjahr 
GKV-Einladungen an Selbsthilfeverbände und -gruppen zu In-
formationsveranstaltungen im Herbst verschickt. Thema: Die 
Zukunft der Selbsthilfe. Weiteres unbekannt. Mag sein, dass die 
Zuhörenden seitens geschulter GKV-Vertreter dann vor vollen-
dete Tatsachen mit befürchteten Neu-Reglementierungen und 
Änderungen gestellt werden. Inwieweit es den verantwortli-
chen Damen und Herren im GKV-Spitzenverband gelingt, für 
die Förderung im Sinne von Praxisnähe für die reale Selbst-
hilfearbeit Barrieren ab- statt aufzubauen und betroffenenkom-
petentem Rat zu folgen und umzusteuern, wird die nächste 
Zukunft zeigen. Protest und Engagement aus allen Ebenen der 
Selbsthilfearbeit gegen nicht zielführende Änderungen seitens 
ferner GKV- und Politikgremien tun not.

o Der Autor betreibt beruflich das Büro BKS Saar und ist selbst 
in der Selbsthilfearbeit tätig. Email: gangolf.peitz@web.de

BPE-Newsletter abonnieren!
Monatlich kostenlos per E-mail

Wird 12 x im Jahr zu Monatsbeginn an alle Interessierten, Gruppen, Institutionen und Einrichtungen versendet. Aktuelle Nach-
richten / Meinung / Termine / Literaturtipps / Kreatives..!

Anmeldung: Mail an: bpe_newsl_master@online.ms

Den Newsletter betreut Gangolf Peitz vom Büro für Kultur- und Sozialarbeit Saar für den BPE e.V.
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Auf den deutschsprachigen Seiten des Internetauftritts des Eu-
roparats heißt es über die Tätigkeit des „Europäischen Komi-
tees zur Verhütung von Folter“ (CPT): „[Das Komitee] besucht 
Hafteinrichtungen (für Jugendliche oder Mitgranten, Polizei-
dienststellen, psychiatrische Kliniken), um die Behandlung von 
Personen, denen die Freiheit entzogen wurde, zu beurteilen.“ 
Die umstandslose Aufzählung psychiatrischer Kliniken unter 
„Hafteinrichtungen“ überrascht auf der Website einer Regie-
rungsorganisation, und mag Ergebnis schussligen Formulierens 
sein. Sie zeigt jedoch auch etwas, das nicht Zufall ist: Hier ist der 
Dreh- und Angelpunkt der Auseinandersetzung mit Zwang und 
Psychiatrie nicht – wie sonst allzu oft im öffentlichen Diskurs 
– das von Journalist*innen und Psychiater*innen konzertiert 
beschworene Schreckensbild der krankheitsbedingt gewalttäti-
gen Patient*innen, die zum eigenen und allgemeinen Wohl vor 
sich selbst geschützt werden müssen. Hier ist der Ausgangs-
punkt ein anderer: Die menschenrechtliche Perspektive. Als 
internationale Organisation, die dieser Perspektive verpflichtet 
ist, erteilte der Europarat der gängigen psychiatrischen Praxis 
seiner Mitgliedstaaten vor wenigen Wochen mit der Resoluti-
on „Zwang im Handlungsfeld seelische Gesundheit beenden“ 
(„Ending coercion in mental health“, Resolution 2291(2019)) 
eine klare Absage, da sie nicht die freie Entscheidung Betroffe-
ner und den Schutz ihrer Menschenrechte ins Zentrum stellt.

Der Abstimmung über die Resolution ging die Diskussion des 
Berichts des Ausschusses für Sozialordnung, Gesundheit und 
Nachhaltige Entwicklung zum Thema Zwang und Psychia-
trie voraus. Die Berichterstatterin, Raina de Bruijn-Wezeman 
(Niederlande), stellte ihren Ausführungen ein deutliches Motto 
voran: „Von allen Tyranneien ist die am repressivsten, die auf-
richtig das Beste für ihre Opfer will […] diejenigen, die uns zu 
unserem eigenen Besten quälen, werden uns ohne Ende quälen, 
denn sie tun dies bestätigt von ihrem Gewissen“. (C.S. Lewis, 
hier nach dem Bericht Doc.14895 http://assembly.coe.int/nw/
xml/XRef/Xref-DocDetails-EN.asp?fileid=27701&lang=2), 
Zugriff 2.8.2019, zitiert und von der Autorin übersetzt). 

Frau de Bruijn-Wezemann begann ihre Rede mit der Ge-
schichte von Eleanor Ries und ihrem Kampf gegen psychia-
trische Zwangsmedikation in den 1980er Jahren – Grundlage 
des Spielfilms „55 Steps“ (Deutschland/Belgien 2017; Der 
Originaltitel bezieht sich auf die 55 Stufen zum Gerichtsge-
bäude, die die von Medikamenten schwer beeinträchtigte Pro-
tagonistin für das Einklagen ihrer Rechte überwinden muss; 
ein Bezug, der im deutschen Filmtitel „Eleanor und Colette“ 
verloren geht). Sie verwies darauf, dass die reale Person der 
Eleanor an den Folgen von Zwangsmedikation verstarb. Der 
historische Rückblick leitete ihr Resümee über die Gegenwart 
ein: die Europa-weite Zunahme psychiatrischen Zwangs in den 
letzten Jahren auf Grund einer „Kultur der Freiheitsberaubung“ 
(„culture of confinement“), die Zwang ins Zentrum stellt, und 
mit dem Argument der Selbst- und Fremdgefährdung Men-
schenrechte aushebelt. Die Berichterstatterin unterstrich, dass 
in diesem Konstrukt die kulturell tief sitzende Vorstellung ei-
ner engen Verbindung von Gewalt und psychischer Krise zum 

Ausdruck kommt, eine Verbindung, die wissenschaftlich nicht 
belegt sei. Wissenschaftlich nachgewiesen seien dagegen die 
seelisch traumatisierenden Folgen psychiatrischen Zwangs. 
Außerdem sei bei Interventionen, die wie die einschlägige Me-
dikation oder wie Elektroschocks körperliche Schäden mit sich 
bringen können, eine zwangsweise Anwendung ethisch höchst 
zweifelhaft. Dagegen führte sie an, dass die positive Wirkung 
von Unterstützungsangeboten, die auf Zwang strikt verzichten, 
wissenschaftlich belegt sei, und nannte hier auch Betroffenen-
geleitete Krisen-Zimmer u.ä. („crisis respites“).

Die Diskussion eröffnete Sahiba Gafarova (Aserbaidshan) vom 
Ausschuss für Gleichstellung und Nichtdiskriminierung. Sie 
betonte, wie wichtig der Berichts und die aus ihm resultieren-
de Resolution unter dem Gesichtspunkt der Anti-Diskriminie-
rung seien. In ihrem kurzen Statement lieferte sie dabei auch 
eine vertiefende Interpretation der angeprangerten „Kultur der 
Freiheitsberaubung“. Sie stellte nämlich die Schädlichkeit des 
gängigen Fokus auf Risikominimierung und Schadensabwen-
dung heraus. Während die Rechtfertiger*innen psychiatrischen 
Zwangs wohl abstreiten würden, dass sie einer „Kultur der 
Freiheitsberaubung“ dienen, würden sie ihre Fokussierung auf 
Risikominimierung und Schadensabwendung wohl kaum be-
streiten. Dass das erste jedoch aus dem zweiten logisch folgt, 
zeigte Frau Gafarova auf. Sie folgerte des Weiteren, dass der 
Europarat nicht die Arbeit an Regelungen „kontrollierten/si-
cheren“ Zwangs unterstützen solle – die Logik solcher Bemü-
hungen lenkt nämlich Ressourcen und Aufmerksamkeit an die 
falsche Stelle – letztlich nämlich die Ausgestaltung von Zwang 
–, anstatt auf die Schaffung von Alternativen konzentriert zu 
werden. Konkret heißt dies auch, die Arbeit an Ergänzungen 
des so genannten Oviedo-Protokolls über Menschenrechte und 
Biomedizin bezüglich der Regulierung von Zwang abzulehnen 
und damit die Position des UN-Behindertenrechts-Komitees 
und von Betroffenenverbänden zu unterstützen (mehr zu dieser 
Kritik ist nachzulesen unter: https://www.mhe-sme.org/crpd-
committee-states-parties-oppose-additional-protocol/, letzter 
Zugriff: 4.8.2019)

Dies unterstützte auch Dunja Mijatovic als Menschenrechtsbe-
auftragte des Europarats nachdrücklich. Dabei unterstrich sie, 
wie wichtig Respekt für die Stimmen der Betroffenen („Men-
schen mit psychosozialen Einschränkungen, die auch Patientin-
nen sind“) ist, um ein Menschenrechtsbasiertes Unterstützungs-
system zu schaffen: „Wir sollten ihre Geschichten anhören, und 
nicht nur den Psychiater*innen und Richter*innen zuhören, die 
entscheiden, ihnen ihre Freiheit zu nehmen und sie gegen ihren 
Willen zu behandeln […]. Wir sollten auch sehr genau die Lö-
sungsvorschläge und Versorgungswünsche von Patient*innen 
anhören.“ [https://www.coe.int/en/web/commissioner/-/it-is-
time-to-end-coercion-in-mental-health]. Schließlich betonte 
Frau Mijatovic, wieviel die Auseinandersetzung mit diesem 
Thema der UN-Behindertenrechtskonvention und der Mitwir-
kung Betroffener an ihr verdankt.

In der folgenden Diskussion sprachen sich alle Parlamen-

Gegen die Tyrannei mit gutem Gewissen – 
Der Europarat kritisiert die psychiatrische Praxis seiner Mitgliedsstaaten
Von Elena Demke
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tarier*innen (Vertreter*innen aus Deutschland beteiligten sich 
nicht) für den Bericht und die aus ihm folgende Resolution aus, 
wenn auch mit unterschiedlichen Akzentsetzungen und mehr 
oder weniger deutlich. Einige Redner*innen sprachen beispiels-
weise vorbehaltlos von „mental illness“ und schienen trotz der 
Forderung nach einem Menschenrechts-basierten Herangehen 
die Alternative zu den beklagten Zuständen bestenfalls in einer 
reformierten Psychiatrie zu sehen, und damit die medizinische 
Autorität über seelische Krisen nicht in Frage zu stellen. Für die 
Expertise Betroffener war in solchen Statements kein Raum, 
und es zeigte sich, dass das Konzept „Menschenrechts-basier-
te Herangehensweise“ sehr weit gedehnt, und dann auch auf 
höchst zweifelhafte Weise im Sinne essentialistischer Krank-
heitskonzepte und von Psychiatrisierung der Gesellschaft ver-
bogen und uminterpretiert werden kann. So befürwortete ein 
Redner die frühzeitige Identifizierung von Schüler*innen mit 
„mental health problems“, u.a., um deren Mitschüler*innen 
einen „Menschenrechts-basierten“ Umgang mit ihnen zu ver-
mitteln (So das Statement von John Howells, UK, siehe Minute 
1:23 auf dem Mitschnitt der Versammlung: https://vodmanager.
coe.int/coe/webcast/coe/2019-06-26-1/en/34., letzter Zugriff: 
3.8.2019). Andere übten eine so scharfe und grundsätzliche Kri-
tik, dass es durchaus nicht mehr nur nach Reform des Bestehen-
den klang. Details der Formulierungen zeigten beispielsweise 
ein Wissen darum, dass gerade Opfer von Gewalt und Margi-
nalisierung in extreme seelische Krisen geraten können, und 
wie besonders grausam die Anwendung von Zwang dann ist. 
So sagte Lord Don Touhig (UK): „Zwangsmaßnahmen können 
diejenigen retraumatisieren, die bereits Gewalt erlitten haben.“ 
Der gleiche Redner verwies – wie andere vor und nach ihm 
auch – des Weiteren auf die positiven Effekte der Überwindung 
eines medizinischen Modells von „psychischer Krankheit“ und 
konkret von Betroffenen-kontrollierten Alternativen. Er schloss 
seinen Beitrag mit einem besonders leidenschaftlichen Appell. 
Das Motto-Zitat von C.S. Lewis aufgreifend, setzte er dessen 
Statement über die unaufhaltbaren Tyrannen mit gutem Gewis-

sen mit Blick auf das Thema Zwang und Psychiatrie folgender-
maßen fort: „Frau Präsidentin, lassen Sie diese Versammlung 
das Gewissen von Europa aufrütteln, damit die barbarischen 
Praktiken enden, mit denen bis heute so viele unserer Bürger 
versklavt werden, die unter seelischen Problemen leiden!“ (Mi-
nute 57.30 auf dem Mitschnitt der Versammlung, siehe oben).

Soviel Klarheit tut gut. Kein verdrehtes Herumdeuteln in dem 
Sinne, dass Menschen in akuten Krisen ja gar nicht wissen 
könnten, was gut für sie sei; kein Hantieren mit klischeehaften 
Beispielen, überhaupt: fast keine Verneigung vor der psychiatri-
schen Expertise. Was ist hier geschehen? Ist der Europarat von 
„radikalsten Gruppen“ vereinnahmt worden – etwa so, wie es der 
Funktionär des weltweiten Dachverbands der Psychiater*innen 
(World Psychiatric Association, WPA), Paul S. Appelbaum, für 
die Gremien, die die UN-Behindertenrechtskonvention erarbei-
tet haben, vermutet https://www.ncbi.nlm.nih.gov/pmc/articles/
PMC6313245/ [letzter Zugriff. 3.8.2019]?

Nur, wer sich keine andere Perspektive als die psychiatrische 
vorstellen kann, wird so fragen. Wir hören so selten öffentliches 
Argumentieren in Sachen psychiatrischen Zwangs, das nicht 
die psychiatrische Expertise als den Dreh- und Angelpunkt des 
Denkens und Urteilens wählt. Um eine andere Perspektive zu 
gewinnen, braucht man einen anderen Standpunkt. Der Be-
richt, die Stellungnahmen und weite Strecken der Diskussion 
in der parlamentarischen Versammlung des Europarats zeigen: 
Die Priorisierung der Menschenrechte ist so ein anderer Stand-
punkt. 

Die Resolution 2291 „ending coercion in mental health: the 
need for a human rights based approach“ wurde am 26.6.2019 
einstimmig angenommen (Die Resolution kann hier herunter-
geladen werden: http://assembly.coe.int/nw/xml/XRef/Xref-
DocDetails-en.asp?FileID=28038&lang=en9, letzter Zugriff 
4.8.20199). 

Ganz allgemein gilt: Dinge können Glücksbringer, aber auch 
schlechte Omen sein. Handlungsmacht ist mit der Verfügung 
über Dinge verbunden. Identität scheint ohne Dinge nicht denk- 
und machbar zu sein. Wie sieht das nun mit Blick auf extreme 
Krisen aus? Welche Rolle spielen alle möglichen Dinge in ex-
tremen Krisen, bzw. in „Verrücktheits“-Erfahrungen? Welche 
Bedeutungen sind mit Dingen aus der Psychiatrie verbunden? 
Was machen wir mit Dingen – und was machen sie mit uns? Und 
was bleibt in der Erinnerung? Ziel des Forschungsprojekts ist es, 
herauszufinden, wie Dinge daran beteiligt sind, wenn Menschen 
ihren eigenen Umgang mit extremen Krisen finden. Die Ergeb-
nisse werden in einer Forschungsarbeit und in einem virtuellen 
„Museum von Recovery/Discovery“ dokumentiert.

Elena Demke, Historikerin und BPE-Mitglied, hat das Projekt 
entwickelt und führt eigenverantwortlich durch. Finanziert wird 
es mit Mitteln des BMBF: Verwaltungsmäßig ist es an der Medi-
zinischen Hochschule Brandenburg angesiedelt. Thematisch ist 
es Teil eines aus 4 Projekten bestehenden Verbundes, der „Sinn-
überschuss von, durch und mit Objekten. Materialität von Kul-
turtechniken zur Bewältigung von Außergewöhnlichem“ anhand 
verschiedener Zeiten, Kulturen und Beispiele erforscht.

Das entstehende Virtuelle Museum verbleibt nach Projektab-
schluss in betroffenenkontrollierter Trägerschaft. Es soll das 
Wissen Psychiatrie-Erfahrener über Krisen und ihre Bewälti-
gung öffentlich bekannter machen. Als Alternative zu Psychi-
atrie-Museen möchte es den Erinnerungen Krisen-Betroffener 
bzw. „Verrücktheits“-Erfahrener einen öffentlichen Ort geben.

Möchtet Ihr von Ding-Geschichten im Zusammenhang mit 
Euren Krisen- und „Verrücktheits“-Erfahrungen berichten? Oder 
allgemein mehr über dieses Projekt wissen? Dann freue ich mich 
auf Kontaktaufnahme! Dauer und Rahmen des Interviews sind 
in gewissem Rahmen flexibel. Das kann ein ein- bis mehrstün-
diges Gespräch sein, oder auch ein längeres Treffen, bei dem ich 
Euch begleite, wenn Ihr von „Euren Dingen“ am besten in Ak-
tion berichten könnt. Wir führen ein Vorgespräch, und Ihr erhal-
tet weitere Informationen über die Verwendung des Interviews. 
Eine Aufwandsentschädigung von 60,00€ ist vorgesehen. Wenn 
die Dinge, von denen Ihr erzählt, noch vorhanden sind, und Ihr 
der Darstellung in dem geplanten virtuellen Museum zustimmt, 
würde ich sehr gerne Fotos von diesen machen.

Kontakt: elena.demke@posteo.de; +49176 72998358

Welche Bedeutungen haben Dinge in Krisen- und Psychiatrie-Erfahrungen?
Interview-Partner*innen gesucht
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Geschä�sordnung des geschä�sführenden Vorstands des BPE 
 
§ 1 Sitzungen

Vorstandssitzungen finden regelmäßig mind. 3 Mal im Jahr sta�. In Ausnahmefällen können auf schri�lichen Antrag (Email) 
eines Vorstandsmitglieds weitere Sitzungen einberufen werden. Der Antrag muss begründet sein.
Die Vorstandsmitglieder sind zur Teilnahme an den Sitzungen verpflichtet. Bei Nich�eilnahme muss dem geschä�sführen-
den Vorstand eine Entschuldigung vorgelegt werden. Die Fahrt- und Übernachtungskosten werden ersta�et. 
Zwischen den Sitzungen finden monatliche Telefonkonferenzen (Telkos)/telefonische Vorstandsitzungen sta�. Falls der Pro-
vider des Vorstandsmitgliedes Kosten dafür erhebt, sind diese ersta�ungsfähig.

 
§ 2 Tagesordnung

Die Tagesordnung wird soweit wie möglich vorab per Email durch die Vorstandsmitglieder aufgestellt.

§ 3 Vertraulichkeit/Öffentlichkeit
Die Sitzungen des Vorstands sind nicht öffentlich und es dürfen keine Foto-, Ton- oder Videoaufnahmen gemacht werden. 
Ständiger Gast ist der Rundbriefredakteur.
Der Vorstand kann mit einfacher Mehrheit über die Zulassung weiterer Personen zur Sitzung entscheiden.

 
§ 4 Sitzungsleitung und Protokoll

Zu Beginn der Sitzung werden ModeratorIn und ProtokollantIn bes�mmt.
 
§ 5 Beratungs- und Beschlussgegenstände

Gegenstand der Beratung und Abs�mmung sind nur die in der Tagesordnung festgelegten Punkte.
Angelegenheiten, die nicht in der Tagesordnung enthalten sind, werden zur Beschlussfassung nur zugelassen, wenn die 
Mehrheit der anwesenden Vorstandsmitglieder zus�mmen. 

 
§ 6 Beschlussfassung

Zur Abs�mmung sind nur die in den Vorstandssitzungen anwesenden Mitglieder des Vorstands berech�gt. Eine S�mm-
rechtsübertragung ist ausgeschlossen. Bei der Telko wird das Votum namentlich abgefragt.

§ 7 Umgang mit „Veto“
Sollte ein Mitglied des geschä�sführenden Vorstandes ein Veto einlegen, so entscheidet die nächste Sitzung, wozu ord-
nungsgemäß eingeladen wurde, über den stri�gen Punkt.  

 
§ 8 Niederschri�

Über Vorstandssitzungen ist ein Protokoll zu fer�gen. Das Protokoll muss umfassen:
Datum und Uhrzeit der Versammlung, eine Namensliste der Teilnehmer, die Feststellung der Beschlussfähigkeit, die Ta-
gesordnung, Anträge zur Tagesordnung, die Beschlüsse unter Angabe des Abs�mmungsergebnisses. Auf Verlangen von 
Vorstandsmitgliedern müssen abgegebene Erklärungen in das Protokoll aufgenommen werden.
Das Protokoll ist vom Versammlungsleiter zu unterzeichnen.
Jedem Vorstandsmitglied ist eine Abschri� des Sitzungsprotokolls zu übermi�eln.
Gegen den Inhalt des Protokolls kann jedes Vorstandsmitglied innerhalb von zwei Wochen nach Zustellung per Email Ein-
wendungen erheben. Über Einwendungen wird in der nächsten Vorstandssitzung entschieden. Sollte bis zum Ablauf der 
Frist keine Einwendungen erhoben werden, gilt das Sitzungsprotokoll als genehmigt.

§ 9 Reise- und Übernachtungskosten zu Tagungen, Gremiensitzungen etc.
Mitglieder des Vorstands haben Anspruch auf die Ersta�ung einer Bahncard 50/25.
Fahrtkosten und ggfls. Übernachtungskosten zu Tagungen, Gremiensitzungen werden nur ersta�et, wenn sie vorher beim 
Vorstand beantragt und mit einfacher Mehrheit genehmigt wurden. Zu den Vorstandssitzungen müssen Fahrtkosten und 
Übernachtungen nicht beantragt werden. Fahrten mit PKW werden bis zur Höhe des Tickets 2. Klasse Bahncard 50 abge-
rechnet.

Kassel, im Februar 2019
Berlin, im Juli 2019, § 3 ergänzt.
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Der Bundesverband Psychiatrie-Erfahrener (BPE) e.V. ist der 
größte und älteste Betroffenenverband in Deutschland.
Der BPE setzt sich für eine zwangs-. und gewaltfreie Psych-
iatrie und für Beachtung der Selbstbestimmung, Autonomie, 
Menschenrechte und Menschenwürde in der Psychiatrie ein.
In diesem Zusammenhang nimmt der BPE zu dem Beschluss 
Entwurf der Richtlinie Personalausstattung in der Psychiatrie 
wie folgt Stellung:
Der BPE begrüßt die Bestrebungen die Mindestpersonalvorga-
ben für das Klinikpersonal in der Psychiatrie in der Richtlinie 
PPP festzulegen, weil die bisher nur als Anhalts zahlen gelten-
den Vorgaben der PsychPV mit der Realität der psychiatrischen 
Versorgung in den Kliniken nicht vereinbar sind.
Insbesondere wollen wir zu einigen Aspekten des uns vorlie-
genden Beschluss Entwurfes äußern.

- Text:§ 5 DKG, §  6 (GKV-SV/PatV) Berufsgruppen
Für den BPE ist nicht nur Zahl und formale Qualifikation des 
therapeutischen Personals wichtig, sondern auch Haltung und 
Einstellung des therapeutischen Personals, die mit Vorgaben 
der UN-BRK und geltenden Menschenrechten vereinbar sein 
müsste.
In diesem Zusammenhang schlagen wir vor, dass in der neuen 
Richtlinie PPP die Verpflichtung des gesamten therapeutischen 
Personals entsprechende Schulungen im Bereich der Menschen-
rechte und Deeskalation zu absolvieren festgelegt werden.
Die psychiatrische Behandlung und Pflege darf außerdem nur 
von den in der Richtlinie aufgeführten Berufsgruppen ausgeübt 
werden und keinesfalls auf andere unqualifizierte Berufsgrup-
pen, wie beispielsweise Sicherheitsdienste übertragen werden.
Weil die jetzige Praxis leider oft anders aussieht, müsste ein 
Verbot der therapeutischen und pflegerischen Tätigkeit durch 
andere Berufsgruppen in der Richtlinie klar formuliert werden.

- Text:§ 11 (GKV-S V), § 13 (PatV), LV Genesungsbegleiter
Wir begrüßen, dass die Berufsgruppe der Genesungsbegleiter 
in dem neuen Richtlinienentwurf fest verankert ist.
Einige Studien haben schon gezeigt, dass der Präsenz und die 
Arbeit der Genesungsbegleiter sich positiv auf die Behandlung, 
auf die Stationsabläufe und auf die Atmosphäre auswirken.
Die Beschäftigung dieser Berufsgruppe darf aber nicht nur eine 
Alibifunktion erfüllen, sondern ihre Tätigkeit sollte gleichbe-
rechtigt mit anderen Berufsgruppen erfolgen und entsprechend 
tariflich bezahlt werden.
Der BPE plädiert deshalb dafür, dass alle Beteiligten der Richt-

linie PPP und insbesondere DKG und GKV sich dafür einset-
zen, dass die flächendeckende Beschäftigung der Genesungs-
begleiter (zumindest ein Genesungsbegleiter mit halber Stelle 
pro Station) bis zum bestimmten Datum gesichert werden. Die-
se Absichtserklärung soll auch ein Bestandteil dieser Richtlinie 
werden.

- Text:§ 12 DKG Durchsetzungsmaßnahmen bei Nichterfül-
lung der Mindestvorgaben, § 17 (GKV-SV),§19 (PatV) Folgen 
bei Nichteinhaltung der Mindestvorgaben
Was Konsequenzen der Nichterfüllung der neuen Personal-
vorgaben betrifft, sind wir der Meinung, dass der Vergütungs-
abschlag, bzw. Vergütungsausfall nicht ausreicht, sondern um 
gefährliche Behandlung und Pflege zu vermeiden, müsste 
beim bestimmten Nichterfüllungsgrad Behandlungsverbot und 
Schließung der (Teil)Stationen als Konsequenzen erfolgen.

- Text:§ 10 DKG Nachweisverfahren und Strukturabfrage, § 14 
(GKV-SV), § 16 (PatV) Nachweisverfahren
Schließlich müssten auch, außer regelmäßigen, in der Richtlinie 
aufgeführten Nachweisen und Kontrollen der Mindestperso-
nalausstattung zusätzliche unangemeldete Kontrollen der Zahl 
und Qualifikation des Personals festgelegt werden, wenn es 
ernsthafte Hinweise von anderen Gremien, wie Besuchskom-
missionen und unabhängige Ombuds- und Beschwerdestellen 
gibt, dass es strukturelle Probleme in den Krankenhäusern, ins-
besondere bei der Behandlung von gegen ihren Willen unterge-
brachten Patienten stattfinden.
Die Zusammenarbeit zwischen der Kontrollinstanz MDK und 
Besuchskommissionen und Ombuds- und Beschwerdestellen 
müsste verpflichtend sein und in der neuen Richtlinie PPP fest 
verankert werden.

Insgesamt fordert der BPE weitere kontinuierliche Arbeit der 
AG-PPP im G-BA damit zumindest die geplante erste Stufe 
der Umsetzung der Richtlinie PPP ab 1.1.2020 fertig wird. Die 
erste Stufe sollte aber keinesfalls die Letzte bleiben, sondern 
es muss in absehbarer Zeit die zweite und letzte Stufe fertig 
erarbeitet werden, um die jetzige mangelhafte personelle und 
strukturelle Lage in der klinischen Psychiatrie im Interesse der 
Patienten wesentlich zu verbessern.

Der BPE wird an der mündlichen  Anhörung am 7.08.2019 teil-
nehmen.

BPE e.V.
Mar�na Heland-Graef
Herner Str. 406
44807 Bochum
Tel. 0234 / 6870 5552
www.bpe-online.de

Email: vorstand@bpe-online.de

Datum: 12.06.2019

BPE-Stellungnahme Beschluss Entwurf Richtlinie PPP (Personalausstattung in Psych-
iatrie und Psychosomatik)



Rezension

Argeo Bämayr: Das psychiatrische Gutachten – Eine subjektive unwissenschaftliche 
Werteinschätzung auf dem Prüfstand der Menschenrechte
Argeo Bämayr arbeitete bis 2008 als niedergelassener Nervenarzt und Psycho-
therapeut in Coburg. Jetzt ist er im Ruhestand und kann sich voll dem Verfas-
sen wissenschaftlicher Bücher widmen. »Das psychiatrische Gutachten« ist das 
Ergebnis seiner langjährigen Erfahrungen als Arzt, der offenbar voll auf Seiten 
seiner Patientinnen und Patienten steht. Psychiatrische Gutachten (über medizi-
nische und wirtschaftliche Versorgung bei Arbeitsunfähigkeit, Frührente, Reha-
bilitation, Behinderung, Pflege, Arbeitslosigkeit, Betreuung, Sorgerecht, gericht-
liche Unterbringung usw.), die seit Jahrzehnten in allen Lebensbereichen massiv 
überhand nehmen, seien durch und durch subjektiv geprägt, unwissenschaftlich 
und spekulativ, letztlich nur an den Interessen von Krankenkassen und sonsti-
gen Leistungserbringern orientiert. Und diese hätten hauptsächlich ein Ziel: sich 
vor fälligen Leistungen zu drücken. Mustergültig und anhand von Beispielen 
zeigt Bämayr, mit welch perfiden Methoden und aufgrund welch schwammiger 
Rechtslage die Betroffenen genötigt werden, »freiwillig« ihre Zustimmung zur 
Begutachtung zu geben, wie die Gutachter sich das Vertrauen der Begutachte-
ten erschleichen und welche gesundheitlichen, psychischen und sozialen Folgen 
der »Seelenstriptease« mit sich bringen kann. Bämayrs Resümee: Bei Eintritt des 
Versicherungsfalls werde jeder Versicherungsnehmer grundsätzlich zum Gegner 
der Versicherungsgesellschaft (oder anderer Leistungserbringer): »Jeder von ei-
ner Versicherungsgesellschaft beauftragte psychiatrische Gutachter dient dabei 
primär nicht dem psychisch Kranken, sondern vorrangig seinem Auftraggeber.« 
Einzig der engagierte behandelnde Arzt oder Psychotherapeut sei in der Lage, ein 
korrektes Gutachten zu erstellen. Zuletzt zeigt Bämayr, wie man sich als Betroffe-
ne/r gegen die willkürliche und intensive Datenabsaugung durch psychiatrische Gutachter wehren könne. Er hat ein Musterschreiben 
an den Gutachter entworfen – mit der Einforderung von schriftlichen Informationen zu Risiken der Begutachtung, zu Informationen 
über den Auftraggeber, zur Qualifikation des Gutachters, zur Rechtsgrundlage der Begutachtung und zur eventuellen Begründung 
von Einwänden gegen eine als Schutz mitgebrachte Begleitperson. Fazit: Ein längst überfälliges Buch, hoch empfehlenswert für alle, 
die sich mit psychiatrischer Begutachtung herumschlagen müssen, egal ob Betroffene, Ärzte, Therapeuten oder Angehörige. 
Gebunden, 406 Seiten, 12 Tabellen, ISBN 978-3-86515-240-4. Bochum: Europäischer Universitätsverlag 2016. € 39.–
Peter Lehmann
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Rezension

Wolfgang Fehse: Der Enkel des Fabrikanten
Der Sozialpsychologe Wilfried Madellan wird zufällig Gast des Geschehens in der aus 
Deutschland stammenden von Lademannschen Familie, die in Südfrankreich in einem 
herrlichen Anwesen wohnt. Ihn macht der Autor, Sohn einer Unternehmertochter und 
eines im 2. Weltkrieg ums Leben gekommenen Soldaten, zum Zeugen der in Roman-
form dargestellten Dramen: die Steigerung des Reichtums der Familie im Faschismus 
durch die Ausbootung des jüdischen Gründers und Miteigentümers einer Spielzeugfab-
rik, durch die Ausbeutung von Zwangsarbeitern, durch bereitwilliges Mitläufertum und 
durch Waffenproduktion für das Naziregime. Während die Mutter der Hauptperson, des 
17jährigen Konrad, auf Verdrängung der Vergangenheit besteht, leidet Sohn Konrad 
psychisch unter der dunklen Vergangenheit. Er will das, das ihm sein Großvater vor 
seinem Tod zumindest ansatzweise offenbarte, von der Familie bestätigt haben. Dazu 
führt er dem Sozialpsychologen und schließlich der Restfamilie in seinem satirischen 
Puppentheater Akt für Akt der Familiengeschichte und deren Unterwerfung unter das 
Naziregime bzw. die Bereicherung durch Geschäfte mit ihm auf. So zwingt er sie zur 
Auseinandersetzung mit ihrer Geschichte, entkommt den herbeigerufenen psychiatri-
schen Häschern, stiftet einen Teil seines Erbes an Sozialprojekte und befreit sich letztlich 
von den „Schatten der Macht“, die ihn über all die Zeit verfolgten. Eine einzigartige 
Form der Auseinandersetzung mit einer eigenen Familiengeschichte. 
Kartoniert, 231 Seiten, ISBN 978-3-9820313-5-4. Bad Laer: Pohlmann Verlag 2019. € 17.40
Peter Lehmann
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Ausgabe 3/2019 Schmerzensgeld wegen Fixierung ohne richterliche Genehmigung Rundbrief

Die Klägerin begehrt im Zusammenhang mit ihrer Einweisung 
und Behandlung in einer psychiatrischen Abteilung eines Kran-
kenhauses im Frankfurter Raum Schmerzensgeld vom beklagten 
Land Hessen. Nach einer Frühgeburt gestaltete sich ihre häusli-
che Situation schwierig. Ein Notruf des klägerischen Ehemanns 
führte 2014 zur Einweisung der Klägerin gegen ihren Willen in 
die psychiatrische Abteilung eines Krankenhauses. Dort befand 
sie sich gut zwei Wochen und wurde dabei teilweise fixiert und 
mit Medikamenten therapiert. Das Amts- und das Landgericht 
hatten damals die vorläufige Unterbringung der Klägerin in ei-
ner geschlossenen Einrichtung für zulässig erklärt.

Die Klägerin begehrt nunmehr vom Land Hessen ein angemes-
senes Schmerzensgeld wegen behaupteter Falschbehandlung in 
der Klinik sowie Ersatz der ihr entstandenen und noch entste-
henden Schäden. Das Landgericht hatte die Klage abgewiesen.

Auf die Berufung hin hat das OLG das Land Hessen verurteilt, 
ein Schmerzensgeld i.H.v. 12.000 € zu zahlen sowie der Klä-
gerin sämtliche aus der Fixierung und Zwangsmedikationen 
entstandenen und noch entstehenden Schäden zu ersetzen. Zu 
Recht nehme die Klägerin das Land Hessen in Anspruch, da die 
Unterbringung von psychisch Kranken zum Schutz der öffent-
lichen Sicherheit und Ordnung in einem psychiatrischen Kran-
kenhaus „eine genuin staatliche Aufgabe“ sei, stellt das OLG 
zunächst klar. Die nachgewiesenen Fixierungen der Klägerin 
seien hier auch rechtswidrig gewesen. „Die Fixierung einer 
Patientin stellt einen Eingriff in deren Grundrecht auf Freiheit 
der Person“ dar. Sowohl bei einer 5-Punkt- als auch bei einer 
7-Punkt-Fixierung von nicht nur kurzfristiger Dauer handele es 
sich um eine Freiheitsentziehung. Dies gelte auch, wenn - wie 
hier - im Rahmen der Unterbringung die Freiheit bereits ent-
zogen wurde. Die Fixierung nehme der Betroffenen die noch 
verbliebene Freiheit, sich innerhalb der Station oder jedenfalls 

im Zimmer frei zu bewegen. Infolge der besonderen Eingriffs-
qualität sei eine solche Fixierung nicht von der richterlichen 
Unterbringungsanordnung gedeckt. 

Für die Fixierungen hätte es demnach einer richterlichen Ge-
nehmigung bedurft. Diese fehlte, so dass die Fixierungen be-
reits aus diesem Grund rechtswidrig gewesen seien. Gleiches 
gelte für die Zwangsbehandlung der Klägerin. „Die medizi-
nische Behandlung einer Untergebrachten gegen ihren natür-
lichen Willen ... greift in das Grundrecht auf körperliche Un-
versehrtheit ein“, betont das OLG. Dem Eingriffscharakter 
stehe auch nicht entgegen, dass sie zum Zweck der Heilung 
vorgenommen werde. Auch die Zwangsbehandlung sei durch 
die Unterbringungsanordnung selbst deshalb nicht gedeckt und 
damit rechtswidrig.

Ohne Erfolg berufe sich das beklagte Land auf fehlendes Ver-
schulden. Bereits vor dem Urteil des Bundesverfassungsge-
richts vom 24.7.2018 (2 BvR 309/15, 2 BvR 502/16) habe es 
der herrschender Meinung entsprochen, dass eine Fixierung 
nicht von der Genehmigung der Unterbringung als solche ab-
gedeckt sei, sondern einer eigenständigen richterlichen Geneh-
migung bedürfe.

Das Schmerzensgeld sei angesichts des Ausmaßes der konkre-
ten Beeinträchtigungen und der Funktion eines Schmerzens-
geldes mit 12.000,00 € angemessen, aber auch ausreichend 
bemessen.

Das Urteil ist nicht anfechtbar.

Oberlandesgericht Frankfurt am Main, Urteil vom 16.07.2019, 
Az. 8 U 59/18

https://ordentliche-gerichtsbarkeit.hessen.de/pressemitteilungen/fixierung

Oberlandesgericht Frankfurt am Main

Schmerzensgeld wegen Fixierung ohne richterliche Genehmigung
22.07.2019Pressestelle: 
OLG Frankfurt am Main

Das Land Hessen muss einer Patientin wegen ihrer Fixierung und Zwangsmedikationen in einer psychiatrischen Klinik ohne rich-
terliche Genehmigung ein Schmerzensgeld i. H. v. 12.000 € zahlen, entschied das Oberlandesgericht Frankfurt am Main (OLG) mit 
heute veröffentlichtem Urteil.

Nr. 42/2019
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Rundbrief Seelischer Schmerz Ausgabe 3/2019

Der Schmerz zerfrisst mich, der Schmerz umgibt mich. Er lässt 
mich nicht los.

Der Schmerz hat mein Herz in Stacheldraht gewickelt. Gespickt 
mit fiesen Spitzen, die sich in mein Wundes Herz bohren. Über 
die Jahre wurden es immer mehr Stacheln. Mehr Draht. Und so 
blutet es, Tag für Tag.

Meine Brust ist eingeschnürt in ein viel zu enges Korsett. Ich 
bekomme keine Luft mehr. Will schreien, doch es kommt kein 
Laut. Ich bekomme gerade so viel Luft, dass ich am Leben 
bleibe und spüre wie mein Herz sich bei jedem Schlag in dem 
Draht verhakt.

Ich will das Korsett zerreißen, doch meine Hände gehorchen 
mir nicht. Ich kann sie nicht bewegen, sie gehören nicht zu mir. 
Oder etwa doch? – Ich weiß es nicht…

Fühl mich benebelt in meinem Kopf. Gelähmt vom Schmerz. 
Aus Angst. Ich versuche mich nicht zu bewegen, weil jede Be-
wegung schmerzt. Starr bin ich. Starr und gelähmt aus Angst 
vor dem Schmerz.

Lautlos rollen die Tränen über meine Wangen. Ich wische sie 
nicht weg… Ich müsste mir die Nase putzen, doch dafür müsste 
ich mich bewegen und das würde zu sehr schmerzen… also 
lasse ich es…

Keiner sieht den Stacheldraht um mein Herz, denn er ist in mei-
nem Körper. Versteckt unter Haut und Knochen. Tief in mei-
nem Innern. Tief in mir drin…

Keiner sieht das zu enge Korsett, denn es liegt unter meiner 

Haut. Ich kann nicht schreien, über meine Lippen kommt kein 
Laut. Ich ersticke langsam. Und ich schweige langsam, weil es 
doch keiner hören will.

Wen interessiert es, wenn ich sage: „Ich kann nicht mehr?“ 
oder „Ich schaffe das nicht mehr!“ -Richtig! Es interessiert 
niemanden. Sie können ja nicht helfen. Sie fühlen sich hilflos, 
ohnmächtig, wenden sich ab. Und dem Stacheldraht wächst ein 
neuer Stachel direkt in mein Herz…

Es wäre doch so einfach… Ich will doch gar nicht viel. Ein 
bisschen Zuwendung vielleicht. Eine Tasse Tee.

Ein Gespräch. Jemanden, der mich festhält. Jemanden, der mir 
zuhört. Jemanden, der mich nicht alleine lässt. Jemanden, der 
mich nicht noch weiter in den Abgrund stürzt. Jemanden, der 
mich nicht fallen lässt…

Jemanden, der mich sieht, wie ich bin…
Jemanden, der hört, was ich sage…
Jemanden, der liest, was ich schreibe…
Jemanden, der versteht, weil er sich die Zeit dafür nimmt…

Ohne mich zu verurteilen. Ohne zu sagen: „Stell dich nicht so 
an.“, „So schlimm kann das doch gar nicht sein!“ oder „Bald 
sieht die Welt schon wieder anders aus.“

Ich kann es nicht mehr hören!

Und leise bohrt sich ein neuer Stachel durch mein Herz…

© Leilani Engel

Seelischer Schmerz
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Ausgabe 3/2019 Beschwerde an den Deutschen Presserat Rundbrief

ich bitte Sie, auch im Namen des Bundesverbandes Psychia-
trie-Erfahrener e.V., Verstöße gegen den Pressekodex im Ar-
tikel „Wenn Wahnvorstellungen zum Tatmotiv werden“ von 
Till-Reimer Stoldt, erschienen in der WELT AM SONNTAG 
am 9.6.2019, zu überprüfen. Der Artikel ist als PDF angehängt. 
Dies ist der Link zum Online-Artikel: https://www.welt.de/ 
regionales/nrw/article194963017/Tatmotiv-Wahnvorstellung.
html?fbclid=IwAR0gO6S5cr-4A-rfRBD3N49g6v8w4UjUooi
NAQ6mAg4V2SRF5U-Opf--DGk
Wir sehen mindestens Verstöße gegen Ziffer 1 und Ziffer 2 
des Pressekodex. Grund: Der Artikel beruft sich auf eine Ox-
ford-Studie (https://www.sciencedirect.com/science/article/pii/
S2215036614702238#fig2) und gibt diese grob falsch wieder. 
Ein Quellenhinweis fehlt zudem gänzlich. Im Folgenden Wie-
dergabe einiger Textstellen aus dem WELT-Artikel und Rich-
tigstellung.

1. „Das Risiko, eine Gewalttat zu begehen oder sich selbst zu 
töten, ist bei Schizophrenen klar erhöht. Fünf Jahre nach der 
Erstdiagnose waren 14 Prozent aller männlichen Patienten tot 
oder wegen schwerer Gewalt inhaftiert“.
Es stellt sich die Frage, warum hier Verstorbene und Gewalttäter 
zusammengefasst werden – es sei denn, die genannte Zahl soll 
möglichst hoch sein… Die genauen Angaben hätte der WELT-
Autor jedenfalls dem Originalartikel entnehmen können.
„Wegen schwerer Gewalt inhaftiert“ ist eine inkorrekte Wieder-
gabe. In der Studie waren unter „violent crime“ auch einfache 
Körperverletzung, Bedrohung, Einschüchterung und Exhibitio-
nismus enthalten. Es wird nicht zwischen diesen und schweren 
Gewalttaten differenziert und die prozentualen Anteile wirklich 
schwerer Gewalttaten lassen sich aus den Studienergebnissen 
nicht mehr ablesen.
Zweitens sind im Outcome „violent crime“ sog. „custodial and 
non-custodial sentences“, also nicht nur Gefängnisstrafen ent-
halten.
 
2. „Zudem hat die Gefährlichkeit Schizophrener in den vergan-
genen 30 Jahren zugenommen“
„Gefährlichkeit“ wurde in der Studie nicht untersucht. Dem-
entsprechend kommt das Wort „dangerousness“ darin kein 
einziges mal vor. Die Studie enthält eine Zeitreihe der Ratios 
of Odds Ratios (Vergleich zu nichterkrankten Geschwistern) 
von 1979 bis 2007 (Abb. 2). Ergebnis: Dieser Kennwert ist 
in diesem Zeitraum um 1.1% gestiegen, allerdings ist dies ein 
Schätzer und die untere Grenze des 95%-Konfidenzintervalls 
liegt bei 0.1%. Diese Untergrenze bedeutet, dass die statisti-
sche Schlussfolgerung, dass es einen signifikanten Unterschied 
zwischen 1979 und 2007 gibt, auf lediglich 0.1% beruht. Läge 
die Untergrenze bei 0%, würde kein signifikanter Unterschied 
berichtet. Dies als „Zunahme“ von „Gefährlichkeit“ wiederzu-
geben, ist unwahrhaftig, mindestens aber grob unsorgfältig.
 
3. „2014 wertete sie [die Studie] die Daten aller 25.000 schizo-
phren Erkrankten Schwedens seit den 70er-Jahren aus.“
Dieser Satz gibt falsch wieder, welche Daten in der Studie aus-
gewertet wurden. Es handelt sich um eine Studie mit Register-

daten, das bedeutet, es sind nur psychiatrisch registrierte Be-
troffene enthalten. Betroffene, die relativ unauffällig leben und 
dadurch nie registriert werden, sind also nicht enthalten. Die 
Formulierung „aller 25.000 schizophren Erkrankten Schwe-
dens“ müsste korrekt lauten: „aller 25.000 wegen Schizophre-
nie behandelter Schweden“.
 
4. „...der Anteil der Straf- und vor allem Gewalttäter ist bei 
Schizophrenen deutlich größer als im Bevölkerungsdurch-
schnitt. Eine der aussagekräftigsten Studien dazu kommt von 
der Uni Oxford“
Die Studie ist selektiv ausgewählt und keine repräsentative Dar-
stellung des Forschungsstands, sodass mindestens mangelnde 
Sorgfalt unterstellt werden kann. Der WELT-Artikel ignoriert 
den gut replizierten Befund, dass ein statistisch erhöhtes Risiko 
für Gewalttaten bei mit Schizophrenie Diagnostizierten primär 
auf das erhöhte Risiko für Substanzmissbrauch zurückzuführen 
ist. Entsprechend wird von wissenschaftlicher Seite konsistent 
gefordert, dass gewaltpräventive Maßnahmen in erster Linie 
auf die Prävention von Substanzmissbrauch abzielen müssen, 
exemplarisch:
a)  https://www.researchgate.net/profile/Thomas_Fahy/publi-
cation/11331374_Violence_and_schizophrenia_Examining_
the_evidence/links/546a43fe0cf2397f783015c6.pdf
b)     https://jamanetwork.com/journals/jama/fullarticle/183929
c) https://journals.plos.org/plosmedicine/article?id=10.1371/
journal.pmed.1000120
 
Des Weiteren bitten wir Sie, zu prüfen, ob ein Verstoß gegen 
Ziffer 12 des Pressekodex vorliegt. Durch den Wortgebrauch 
„Gruppe der Schizophrenen“ wird die individuelle Person 
negiert und das Bild einer homogenen Gruppe (potenzieller 
Gewalttäter) gezeichnet. Dieser Wortgebrauch ist entmensch-
lichend und diskriminierend. Die weitere Rhetorik entwirft ge-
zielt das Bild einer drohenden großen Gefahr, exemplarisch:
- „Gefahren durch psychisch kranke Täter“
- „Studien zu dem Thema, die alarmierend sind“
- „plötzlich Nachbarn oder Passanten angreifen“
- „Sicherheitslücke“
- „Sicherheitsrisiko“
Die Worte „psychisch Kranke“ oder „Patienten“ kommen im 
Artikel 11 mal zusammen mit Worten wie „Gewalt“, „Gewalt-
täter“ oder „gefährlich“ vor, und nur viermal ohne solche Wör-
ter.
 
Wir würden darum bitten, über das weitere Vorgehen informiert 
zu bleiben.
Herzlichen Dank.
 
Mit freundlichen Grüßen
Kristina Dernbach

BPE e.V.
Herner Str.406
44807 Bochum
www.bpe-online.de

Beschwerde an den Deutschen Presserat wegen stigmatisierender Berichterstattung

Sehr geehrte Damen und Herren,
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Rundbrief Die AG Spiritualität im BPE | Lothar Bücher verstorben Ausgabe 3/2019

Die Diagnose ist nur ein Versuch der Psychiatrie, unsere un-
sichtbaren Eigenarten irgendwie zu ordnen. Das ist diesen bis 
jetzt noch nicht ganz gut gelungen, finde ich, dabei sind dem 
Psychiater in der Auslegung seiner Diagnose keine Grenzen 
gesetzt. Trotzdem kann eine Diagnose, wenn sie mehrfach 
bestätigt wurde, einen schon weiter helfen, seine „Illusionen“ 
einzuordnen. Mit den Pillen, meist dämpfen sie nur, manchmal 
puschen sie, also sedieren und aufregen. Das kann man sich 
aber zunutze machen. Ein Psychiater mit den Namen Claudio 
Naranjo oder so experimentierte mit Drogen und Medikamen-
ten und verhalf manchen Leuten dadurch zu Erleuchtungser-
fahrungen, wenn ich das richtig verstanden habe. Aber gleich 
vorweg: Drogen bei Menschen mit Psychose-Erfahrungen - 
diese  brauchen keine Bewusstseins erweiternden Drogen; das 
Bewusstsein ist schon offen, Drogen wären fatal. Man sollte 
das „Loch im Kopf“ stopfen mit den richtigen Medikamenten, 
doch das zu finden ist nicht ganz einfach. Ich denke, für jede 
Krise wächst ein Kraut. Ich lese gerade ein Buch von Wolf 
Dieter Storl , welcher kurz auf das Rauwolfia Serpentina zu 
sprechen kam. Mahatma Gandhi trank jeden Abend einen Tee 
und wurde friedlich und fröhlich. Was die Pharmaindustrie  dar-
aus gemacht hat! Ruft doch mal die Psychopharmaka Beratung 
an 0234 6405102. 

Es gibt auch noch drei Wege: Bewegung, Therapie und Ruhe, 
eher Stille. Die Bewegung kann auch geistig gemeint sein, in-
dem man einfach mal seinen Geist schult. beruhigt  Bei der 
Stille erfährt man dann, was einen alles durch den Geist geht, 
also Mediation. Das kann man dann in einer Therapie anspre-
chen. Bei der Meditation wird ein Vorhang geöffnet von dei-
nem Geist.Da siehst du alles, was dir durch den Kopf geht - von 
Emotionen bis Gedanken. Der Beobachter wird zum Beobach-
ter idealerweise...

Ich bevorzuge die „integrale Lebenspraxis.“
Ja, manche Menschen kommen durch spirituelle Übungen in 

eine Krise, für uns ist die Realität, die Bodenständigkeit, umso 
wichtiger, es hilft wenn man einen Lehrer zu Seite hat, der den 
spirituellen Weg schon etwas weiter gegangen ist. Hier finden 
ihr welche: www.meditation-in.de.

Der Dalai Lama rezitiert Mantren auf den Laufband.

Wie sind denn deine bisher gewonnenen Antworten dazu? Wel-
che Erfahrungen wurden in deiner Gruppe bisher gemacht? 
Was sagen die Ärzte zu den von dir gemachten Erfahrungen? 

Es ist eine Arbeitsgruppe im BPE. Leider komme ich nicht 
dazu, meine/unsere  Erkenntnisse immer sofort zu veröffentli-
chen, ich/wir  möchte das gerne auch mit mehreren Menschen 
reflektieren. Wir haben regelmäßige Telefonkonferenzen in der 
AG Spiritualität und einen Emailverteiler. Die Ärzte haben eine 
Ausbildung, die sich von Menschen entfernt hat. Man bedenke, 
was früher die Ärzte mit Aderlass und Quecksilbervergiftungen 
angerichtet haben. Die Ausbildung der Ärzte ist nicht mehr auf 
den Menschen ausgerichtet, sondern wie man mit einer Erkran-
kung am meisten Geld verdient. Das meine private Meinung. 

Ihr könnt in Heidelberg auf der BPE Tagung an den Aus-
tauschtreffen der AG Spiritualität vom 11. - 13. Oktober teil-
nehmen. Näheres dazu erfahrt ihr auf der Homepage des BPE: 
www.bpe-online.de

Beste Grüße
Claus Wefing 
Gründer der AG Spiritualität im BPE 
05263 40 69 994

Die AG Spiritualität im BPE  

Wie ist das mit der Diagnose, den Pillen und Meditation?
Kann ich trotz psychiatrischer Diagnose und Sehnsucht nach Stille meditieren und gleichzeitig die Pillen nehmen? 
Komme ich dann weiter oder hindert mich das auf den Spirituellen Weg?

Lothar Bücher
11.05.1944 - 18.06.2019

In liebevoller Erinnerung

Elke Bücher,
Johanna und Tim Weitz mit Toni

Unser besonderer Dank gilt den Teams
der Paritätischen Krankheitspflege und

der Paritätischen Tagespflege
für die einfühlsame, wertschätzende Begleitung.

Einen besonderen Dank für 
Lothars Redaktionsarbeit für den 

BPE-Rundbrief  von der Redaktion.
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Ausgabe 3/2019 Nachruf Sibylle Prins Rundbrief

Sibylle Prins hat die Psychiatrie menschlicher gemacht 
und ist ihr immer wieder – was ein fast pädagogisches 

Ziel von ihr gewesen zu sein scheint - mit Humor begegnet. 
Sie war eine der wenigen einmaligen Persönlichkeiten der 
trialogischen Psychiatrie, die profiliert genug war, die Psy-
chiatrie mit ihrem Wirken zu prägen. Sieben Bücher hat sie 
veröffentlicht und zahlreiche weitere Beiträge und sie hat 
das Privileg eines Wikipedia-Eintrags. 

Mit ihrem Tod verlieren Psychiatrie-Erfahrene, Profis, 
Angehörige und Freunde und Freundinnen von Sibylle Prins 
einen Jahrhundertmenschen, eine sensible, leise und prä-
gende Kämpferin für eine humanere Psychiatrie. Sie erlag 
in den frühen Stunden des 14. Juli 2019 mit 60 Jahren ihrer 
schweren Krebserkrankung, die sie in den letzten zwei Jah-
ren in Schach zu halten versuchte.

Sibylle Prins waren nur 60 Jahre vergönnt. Aber was hat 
sie in dieser viel zu kurzen Lebenszeit alles erreicht, sodass 
sich vielleicht dennoch über Sibylle Prins der gewagte Satz 
sagen lässt, dass ihr Leben ein gelungenes Leben war. 

Neben ihren zahlreichen Aktivitäten und Initiativen zu ih-
rem Lebensthema Psychiatrie sind da ihre vielen Veröffentli-
chungen: eine wunderbare Mischung aus Psychiatrie-Texten 
und literarischen Texten, die sie leicht und mäandernd und 
humorvoll kreiert hat. Sie beschrieb darin ihre Erfahrungen 
mit Psychosen und Psychiatrie. Ihre Wortmeldungen, Glos-
sen und Gedanken sind Reflexionen darüber, wie sich mit 
Psychosen umgehen lässt und was die vielen Vorteile von 
Selbsthilfe sind. 

Dabei ging es Sibylle Prins bei ihren autobiographischen 
Texten nicht um Verarbeitung psychotischen Erlebens. Die 
Verarbeitung gelang ihr erst zwölf Jahre nach ihrer ersten 
Psychose. Erst dann konnte sie die quälende Schreibblocka-
de überwinden, um endlich mit einer gewissen Distanz, in 
sachlicher Sprache und mit Humor ihren Stil zu finden. 

Die festliche Bilanz, ihr letztes Buch, »Ein gutes Leben 
und andere Probleme. Ein Ratgeber von Psychiatrie-Erfah-
renen für Psychiatrie-Erfahrene«, das sie mit Svenja Bunt 
verfasste, hat sie noch redigieren können. Von den Mühen, 
die dies für sie bedeutete, war nichts zu spüren, als sie daraus 
am 2. Mai 2019 in einem gut besuchten Bielefelder sozial-
psychiatrischen Zentrum las. Sibylle Prins wünscht uns Psy-
chiatrie-Erfahrenen auf der letzten Buchseite ein aktives und 
tätiges Leben, in dem Resignation und Verbitterung nicht 
dominieren. »In dem das Glück wie ein Schmetterling zu Ih-
nen geflogen kommt!« Den Schmetterling zu sehen, jetzt wo 
sie unwiderruflich nicht mehr unter uns sein wird, ist nicht 

einfach. Da können wir nur immer wieder neu versuchen, 
ihrem Rat zu folgen, Schritt für Schritt vorwärts(zu)gehen. 

Dass Psychose-Anfälligkeit so manchen Lebenstraum be-
gräbt, das war ihre eigene Erfahrung und eines der Themen 
ihres letzten Buches. Doch Sibylle Prins hat diesen psychia-
trietypischen Einschnitt akzeptiert und gut für sich gesorgt. 
Und mehr noch. Es ist ihr gelungen, unerwartete Türen zu 
öffnen. In dem Aufsatz: »Jetzt endlich lebe ich richtig« (ihr 
psychotisches Mantra), schreibt sie: »Die Psychosen aber 
haben mich dazu gebracht, dass ich jetzt doch, durch Früh-
verrentung, einen Platz am Rande der Gesellschaft habe 
– und mich seltsamerweise dort gut aufgehoben fühle.« 

Sibylle und ich haben uns gut gekannt, ohne Freundinnen 
zu sein, dazu waren wir zu grundverschieden. Vielleicht war 
zwischen uns Freundschaft mit Respektabstand und sicher 
eine berufsbedingte Neugier aneinander. Dennoch finde ich, 
dass in den letzten zwei Jahren während Sibylles Krebser-
krankung wir einander zugewandter und vertrauensvoller 
wurden. Manchen Abend verbrachten wir bei mir, aßen und 
tranken was Nettes, lachten miteinander und langweilten uns 
nie. Nun bleiben ihre Veröffentlichungen, in denen ich neu 
und erneut beeindruckt wieder lese. Sibylle wird es nicht 
mehr geben, aber hoffentlich geht Sibylles Nachlass in kom-
petente Hände! 

In der psychiatrisch-literarischen Fachzeitschrift Brücken-
schlag fand ich in dem Heft 29 von 2013 mit dem Thema 
EINSAMKEIT Sibylles Aufsatz »Verständnis – warum ei-
gentlich?« Da schreibt sie, die religiös und kirchengebunden 
war, Psalm 139 sei ihr Lieblingspsalm. In diesem Psalm war 
der allwissende und allgegenwärtige Gott für Sibylle ein po-
sitiver, beschützender Vater: »Du umschließt mich von al-
len Seiten/ und legst deine Hand auf mich.« Und auch eine 
weitere Psalm-Zeile könnte der Schlüssel zu Sibylles Kraft 
und Selbstbewusstsein sein: »Ich danke dir, dass du mich so 
wunderbar gestaltet hast./ Ich weiß: Staunenswert sind deine 
Werke.«

Sibylle, du fehlst uns, wir vermissen dich. 

Würde, Witz und Melancholie in der Psychiatrie.

Trauer um Sibylle Prins (1959-2019)

Naturgemäß kann nur betrauert werden, 
was fehlt, was vermisst wird. 
Judith Schalansky »Verzeichnis einiger Verluste«

Von Brigitte Siebrasse

Brigitte Siebrasse, 
Jg. 1948, 2000 bis 2018 Mitredakteurin der SP, lebt in Bielefeld

„Der Beitrag erscheint in der Zeitschrift „Soziale Psychiatrie“ 
4/2019. Wir danken der Redaktion für die freundliche Genehmi-
gung zum Abdruck.“
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Zuerst wurde berichtet von einem Workshop mit 35 betreuten 
Menschen, die ihre Wünsche an die rechtliche Betreuung klar 
und deutlich formuliert haben.
Sie haben sich u.a ausgesprochen für:
o bessere Informationen bezüglich der Aufgaben der gesetz-

lichen Betreuung, sowohl nach dem Antrag und noch vor 
der Bestellung der gesetzlichen Betreuung, wie auch wäh-
rend der Betreuung.

o mehr persönlichen Kontakt zu Rechtspfleger*innen
o mehr Mitsprache bei dem Auswahl eines/r Betreuers/in
o Erhalt und Förderung der Selbständigkeit
o Recht auf Zugang zu digitaler Medien
Die Themen Zwangsunterbringung und Zwangsmaßnahmen 
wurden von einigen Personen angesprochen, auch in Verbin-
dung mit der mangelnden Transparenz des Verfahrens

Danach wurde über Ergebnisse der einzelnen Facharbeitsgrup-
pen (1-4) berichtet

Das Thema der Fach AG 1 war. Stärkung des Selbstbestim-
mungsrechts
Die Vorschläge aus der Fach AG 1 waren:
o bessere Einbindung und bessere Information der Betrof-

fenen, auch genauere Information über voraussichtliche 
Kosten der Betreuung bei nicht mittelosen Klienten

o Abschaffung der Betreuung in allen Angelegenheiten
o Aufenthaltsbestimmung durch den Betreuer soll bei weni-

ger Betreuten als jetzt umgesetzt werden
o Absenkung der Regelfrist der Betreuung von aktuell 7 Jah-

ren auf 5 Jahre.
o Bei Betreuung gegen den Willen soll die Frist zwingend 

zwei Jahre nicht überschreiten dürfen
o Einführung von Kontakt- und Besprechungspflicht der 

Betreuer mit den Betreuten
o Verbesserung des Beschwerdemanagements.
o eventuell Gründung und Finanzierung einer bundesweiten 

Beschwerdestelle

Über Fach AG 2 -Vergütung der Betreuer wurde nicht ausführ-
lich berichtet.
Der Gesetzesentwurf der Bundesregierung liegt vor.

Das Thema der Fach AG 3 war: Ehrenamt in der Betreuung und 
Vorsorgevollmacht.

In der AG 3 wurden folgende Themen angesprochen:
o Aufwandsentschädigung für ehrenamtliche Betreuer*nnen 

- Vorschläge der Erhöhung
o Verbesserung der finanzieller Situation der Betreuungsver-

eine
o Ehegattenvertragsrecht
o Risiken der Vorsorgevollmachten

AG 4:Rechtliche Betreuung und andere Hilfen.
Themen;
o Erforderlichkeitsgrundsatz der Betreuung
o zeitlich begrenzte Fallverantwortung
o erweiterte Assistenz im Vorfeld der Betreuung
o Ausgestaltung der Schnittstelle zwischen rechtlicher Be-

treuung und Eingliederungshilfe
(BTHG )

Danach fanden zwei interessante Vorträge statt.:

Vortrag von Herrn Martin Marlovits zum Thema: “Das 
neue Erwachsenenschutzrecht in Österreich“ Impulse für 
den deutschen Reformprozess.

Der Name: “Erwachsenenschutzrecht“ klingt etwas unglück-
lich, aber, wie Herr Marlovits vorgetragen hat, soll im Rahmen 
des Modells Clearing Plus verstärkt Unterstützte Entschei-
dungsfindung im Einklang mit UN-BRK praktiziert werden.
Handlungsfähigkeit wird bei diesem Recht meistens nicht ein-
geschränkt ,den Genehmigungsvorbehalt gibt es nur in ca. 1%.

- Vortrag von Prof. Meier zur kriminologischen Studie.“ Ver-
mögensdelikte in Betreuungsverhältnissen“
Die in in der Studie untersuchten Delikte wurden als “Spitze 
des Eisberges“ bezeichnet und die mangelnde Kontrolle der 
rechtlichen Betreuer im Zusammenhang mit Vermögensver-
waltung von dem Referenten bemängelt.

Insgesamt empfand ich das Plenum als interessant und viel-
seitig was die Themen im Zusammenhang mit der Reform der 
rechtlichen Betreuung betrifft. Es gab auch Möglichkeit Fragen 
zu stellen und zu diskutieren.
Es bleibt aber abzuwarten inwieweit das Betreuungswesen in 
Deutschland wirklich reformiert wird, um Vorgaben der UN-
BRK zu erfüllen nach dem Motto: “Unterstützte Entschei-
dungsfindung anstatt Stellvertretung“

Bericht von der Plenumssitzung: 
„Selbstbestimmung und Qualität im Betreuungsrecht“
Von Jurand Daszkowski

Das Plenum fand am 13.05.2019 bei BMJV Berlin statt
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Peter Lehmann
________________________________________________________________________________________________�

Eosanderstr. 15
10587 Berlin

www.peter-lehmann.de
mail@peter-lehmann.de

 

BOP&P e.V. 
Belziger Str. 1
10823 Berlin

23. Juli 2019

Liebe Mitglieder von BOP&P e.V.,
um befürchteten Schaden von BOP&P e.V. abzuwenden, habe ich soeben Herrn Brohl-Zubert vom Paritätischen 
Wohlfahrtsverband Berlin informiert, dass die Psychexit-Planungsgruppe am Tag 120 nach dem Bewilligungs-
bescheid zunehmende Zweifel hat, dass die bewilligten Finanzmittel für die schon bald (Anfang September) 
anstehende und von der BOP&P-Mitgliederversammlung vom 31.1.2019 gewünschte Veranstaltung noch wirt-
schaftlich sinnvoll eingesetzt werden können und dass der Zuwendungszweck erreicht werden kann: eine gut 
besuchte und produktive Veranstaltung mit eingeladenen ExpertInnen und Interessierten aus dem deutschspra-
chigen Raum.
Mein Vertrauen in den BOP&P-Vorstand, der nach den massiven von ihm verschuldeten Verzögerungen noch 
immer nicht grünes Licht gegeben hat, die Einladungen abzuschicken, hat sich erschöpft. Das Thema „Kompe-
tente Begleitung beim Absetzen von Neuroleptika und Antidepressiva“ ist für Psychiatriebetroffene weltweit von 
immensem Interesse. Siehe auch mein soeben erschienener Artikel “Paradigm shift: Treatment alternatives to 
psychiatric drugs, with particular reference to low- and middle-income countries”, in: Laura Davidson (Ed.): The 
Routledge Handbook of International Development, Mental Health and Wellbeing”, London / New York: Rout-
ledge 2019, pp. 251-269 – www.peter-lehmann-publishing.com/articles/lehmann/pdf/sdg3-psychiatry-treatment-
alternatives.pdf. Den Text habe ich leider nicht auf deutsch. Es geht darum: Kompetente Hilfe beim Absetzen von 
Psychopharmaka ist eine wichtig Maßnahme zur Reduzierung der um ca. 25 Jahre verringerten Lebenserwartung 
Psychiatrie-Betroffener. SDG3 ist ein Programm der Vereinten Nationen, um die wichtigsten Todesursachen zu 
bekämpfen. Antidepressiva und Neuroleptika haben viele toxische, gelegentlich tödlich endende Auswirkungen. 
Kompetente Hilfe beim Absetzen von Psychopharmaka ist hierbei eine geeignete Maßnahme (neben anderen, 
wie Förderung der Selbsthilfe, Entwicklung humanistisch orientierter Unterstützungsformen, Informationen 
über Risiken und Schäden psychiatrischer Anwendungen, Alternativen, betroffenenkontrollierte Forschung, 
Vorausverfügungen, Gleichheit vor dem Gesetz usw.).
Unser betroffenenkontrolliertes Forschungsprojekt durch monatelange Verzögerung – aus welchen Gründen und mit welchen 
Begründungen auch immer und wer vom Vorstand auch immer persönlich dafür verantwortlich ist – seitens des BOP&P-
Vorstands zu torpedieren, ist den Interessen von Psychiatriebetroffenen extrem abträglich und schadet zudem mit Sicherheit 
dem bisher guten Ruf von BOP&P e.V. Ich möchte damit nicht in Verbindung gebracht werden und erkläre hiermit meine 
Funktion als Schirmherr von BOP&P e.V. mit sofortiger Wirkung für beendet. Ich bedauere, dass der BOP&P-Vorstand alle 
Gesprächsangebote von Seiten der Psychexit-Planungsgruppe (die die letzten drei Jahre erfolgreich und problemlos Psych-
exit-Veranstaltungen durchführte) boykottiert hat, entgegen dem Beschluss auf der BOP&P-Mitgliederversammlung vom 
4.5.2019 nicht-öffentlich getagt hat. Dass auch niemand vom BOP&P-Vorstand den Kontakt zu mir als Schirmherr gesucht 
hat, um von dem Auf-der-Stelle-Treten schnellstmöglich wegzukommen, möge eine kleine Randbemerkung bleiben.
Ich bitte um Information aller Mitglieder von BOP&P über dieses Schreiben. 
Der Text darf gerne zu www.bopp-ev.de/pressemitteilungen auf die BOP&P-Website gestellt werden.

Freundliche Grüße

gez. Peter Lehmann
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Antrag Satzungsänderung 

Der Gesamtvorstand der Sitzung vom 13.07.2019 stellt einstimmig den Antrag einer Satzungsänderung zur nächsten ordentlichen 
Mitgliederversammlung:

Der § 12 Absatz 5 aus der Satzung
„Bei Eilbedürftigkeit können Beschlüsse des Geschäftsführenden Vorstandes auch schriftlich oder fernmündlich gefasst werden, 
wenn alle Mitglieder ihre Zustimmung zu dem Verfahren schriftlich oder fernmündlich erklären.“

Soll ersetzt werden durch:
„Die Beschlüsse des Geschäftsführenden Vorstandes können schriftlich, per Email oder per Telefonkonferenz gefasst werden.“

Begründung: 
Der ursprüngliche Satzungstext stammt aus einer Zeit, wo es Emails kaum gab, Telefonkonferenzen auch nicht so einfach waren 
wie heute, sind aber heute eher die Regel als die Ausnahme und viele Angelegenheiten, Beschlüsse etc können nicht warten bis der 
Vorstand sich 4-5 Mal/Jahr trifft.

Antrag Satzungsänderung 

Die Mitgliederversammlung möge folgende Satzungsänderung beschließen:

Der § 13 soll um einen Punkt erweitert werden:

§13 Punkt 4
„Ein Mandat im erweiterten Vorstand ist unvereinbar mit einer sozialversicherungspflichtigen Tätigkeit innerhalb des Verbandes 
auf Bundesebene“.

Begründung: 
Das, was für den geschäftsführenden Vorstand in der Satzung unter §12.6 steht: „Ein Mandat im geschäftsführenden Vorstand ist 
unvereinbar mit einer sozialversicherungspflichtigen Tätigkeit innerhalb des Verbandes auf Bundesebene“ sollte auch für den er-
weiterten Vorstand Gültigkeit haben um Interessenskonflikte zu vermeiden.

Was braucht es, damit sich auf der Jahrestagung alle wohl fühlen können?

Großveranstaltungen können anstrengend sein. Es ist sehr voll und wir sind sehr verschieden. Viele von uns haben oft die Erfahrung 
gemacht, nicht gehört zu werden. Viele von uns haben die Erfahrung gemacht, dass ihre Grenzen überschritten werden und sie kei-
nen Schutz erfahren. Es ist uns wichtig, dass ihr euch auf der Tagung beteiligen könnt, gehört werdet und dass ihr euch wohl und 
sicher fühlen könnt. Daran können alle mitwirken:

o Bitte denkt bei Versammlungen daran, dass es andere verschrecken kann, wenn herumgeschrien und unterbrochen wird und es 
manchen eine Teilnahme verunmöglicht.

o Manche Menschen brauchen mehr Zeit, um sich zu äußern. Das bedeutet nicht, dass diese Menschen nichts Wichtiges zu sagen 
haben. Indem wir Zeit zum Antworten geben, ermöglichen wir es auch anderen, gehört zu werden. Je mehr Stimmen gehört 
werden, desto besser können wir Gruppenentscheidungen abwägen.

o Achtet auf eure Grenzen und auf die Grenzen anderer.
o Nein heißt Nein.
o Nur weil Lebenssituationen unterschiedlich und anders sind, wollen Menschen nicht immer offen darüber erzählen. Bitte ver-

meidet es, andere auszufragen, herumzubohren etc.
o Manche Menschen brauchen mehr Ruhe. Bitte achtet dies.
o Wenn es dir nicht gut geht, such dir Unterstützung! Ansprechpartner*innen werden zu Beginn jedes Tages vorgestellt. Du 

kannst aber jeden Menschen ansprechen, den du vertrauenswürdig findest.
o Bitte beachtet die Hausordnung der Jugendherberge.

Lasst uns zusammen eine gute Jahrestagung haben!
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Antrag an die Mitgliederversammlung: 

Negativpreis für stigmatisierende Psychiater_innen

Die psychiatrische Fachgesellschaft DGPPN hat sich einen Negativpreis für stigmatisierende Berichterstattung ausgedacht. Dieser 
Preis soll dieses Jahr an den WELT-Autor Till-Reimer Stoldt gehen für den Artikel „Tatmotiv Wahnvorstellungen“. Dieser Nega-
tivpreis ist eine Farce, denn der Autor beruft sich im Artikel laufend auf die Psychiaterin Nahlah Saimeh, die DGPPN-Mitglied ist! 
Das bedeutet: Der Journalist wird zum Buhmann gemacht, während die Psychiaterin einfach weiter stigmatisieren darf. Wir wissen, 
dass die stigmatisierendsten und verleumderischsten Aussagen von den Psychiater_innen selbst stammen. Diese Aussagen stehen 
in Unterbringungsanträgen, Gutachten oder Verlaufsberichten.

Ich schlage daher vor, auf der Mitgliederversammlung zu beschließen, als BPE einen eigenen Negativpreis zu verleihen. Der Preis 
wird an eine Psychiaterin/ einen Psychiater verliehen, der/die 
o ein besonders ekelhaftes und stigmatisierendes Gutachten oder
o einen besonders ekelhaften und stigmatisierenden Unterbringungs- oder Betreuungsantrag
über einen Menschen geschrieben hat oder durch besonders schlimme Aussagen in der Öffentlichkeit aufgefallen ist. 

Die Aussagen müssten schriftlich vorliegen. Der Name der psychiatriebetroffenen Person könnte im Dokument geschwärzt werden. 
Der Vorstand könnte eine Vorauswahl unter den Einsendungen treffen und die Mitglieder jeden Oktober die letzte Entscheidung 
über den Preisträger/die Preisträgerin treffen. Der Preis könnte aus einem kaputten Spiegel vom Sperrmüll gebastelt werden, auf 
den die ekelhaften Aussagen geschrieben werden. Der Preis könnte feierlich durch PE vor Ort verliehen oder per Post zugesendet 
werden.

Ich freue mich, auf der Mitgliederversammlung mit euch diese Idee zu diskutieren. Ein bisschen Spaß muss sein.

Kristina Dernbach
Mitglied im geschäftsführenden Vorstand

Antrag an die Mitgliederversammlung: 

Niemand soll definieren dürfen, was psychisch krank und was gesund ist

Liebe Mitglieder,

der BPE-Vorstand hat die Mitwirkung an einem Projekt beschlossen, das ich für katastrophal halte. Daher wende ich mich an die 
Mitgliederversammlung, um diesen Schritt rückgängig zu machen. Bei dem Projekt handelt es sich um die sogenannte Mental 
Health Surveillance („Psychische Gesundheitsüberwachung“) des Robert-Koch-Instituts. Das Ziel dieses Projekts ist es, fest zu 
definieren, was psychisch krank und was psychisch gesund ist. Das Institut nennt dies „Kernindikatoren entwickeln“. Diese Indika-
toren sollen dann für weitere Studien genutzt werden, um „Datenlücken“ zu schließen. Das bedeutet: Das langfristige Ziel ist es, die 
psychische Gesundheit der Bevölkerung und die Anzahl „psychisch Kranker“ möglichst lückenlos zu überwachen.1

Das Projekt beruft sich auf den WHO2-Aktionsplan zur Bekämpfung von nicht ansteckenden Krankheiten. Dabei handelt es sich 
nicht um einen unglücklich gewählten Begriff, sondern um eine Ideologie, die seelische Behinderungen (und damit uns) als Bedro-
hung für die Gesellschaft und die Wirtschaft definiert.3

Bei der Mental Health Surveillance handelt es sich also um ein Projekt, gegen das wir klar Stellung beziehen müssten. Stattdessen 
hat der Vorstand beschlossen, dabei mitzumachen. Mitmachen bedeutet, das Vorhaben gutzuheißen. Es heißt auch, dass der Name 
des BPE mit auf dem Endergebnis draufstehen wird. Ich stelle daher einen Antrag an euch, die Mitglieder. Die Mitliederversamm-
lung möge beschließen,

die Beteiligung des BPE an der Mental Health Surveillance zurückzuziehen.
den Vorstand zu beauftragen, eine Stellungnahme gegen die Mental Health Surveillance zu verfassen.

Kristina Dernbach
Mitglied im geschäftsführenden Vorstand

__________________
1 https://www.rki.de/DE/Content/Gesundheitsmonitoring/Studien/MHS/Publikationen/Flyer.pdf?__blob=publicationFile 
2 WHO = World Health Organization (Weltgesundheitsorganisation)
3 „a major threat to health, economies and societies“ (eine große Bedrohung für die Gesundheit, Wirtschaften und Gesellschaften): 
https://www.who.int/nmh/publications/ncd-business-card/en/
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o Es fanden 7 Telefonkonferenzen des Vorstands und vier 
Vorstandssitzungen statt. Der Gesamtvorstand tagte in 
Kassel, Berlin und Heidelberg.

o In Bochum hat der BPE gemeinsame Büroräume mit dem 
LPE NRW und der Weglaufhaus Initiative Ruhrgebiet. 
2018 wurden uns plötzlich unsere Räume in der Wittener 
Str. gekündigt, wegen angeblicher Brandschutzmängel. 
Nach einem Ausweichquartier sind wir im November in 
die Herner Str. 406 eingezogen. (U35 bis Rensingstr. ab 
HBF, also weiter sehr gut erreichbar)  

o Der BPE betreibt eine Geschäftsstelle in der Herner Str. 
406, 44807 Bochum. 

o Der BPE hatte 2 hauptamtliche Angestellte in Teilzeit 
(50%) und etwa 200 ehrenamtliche Mitarbeiter/innen. 
Diese betreuten hauptsächlich Selbsthilfegruppen über das 
Bundesgebiet verstreut. Einige der Ehrenamtler/innen be-
schäftigten sich mit inhaltlichen Themen.

o Montag und Donnerstag fand von 10-13 Uhr telefonische 
(Erst-)Beratung statt

o Mittwoch von 11-14 Uhr fand die Beratung zum Ex-It 
Projekt (Wege um das psychiatrische System zu verlassen) 
statt

o Seit 15 Jahren gestaltet Reinhard Wojke die vierteljährig 
erscheinende Verbandszeitung „Rundbrief“. Sie erfreut 
sich großer Beliebtheit und wird auch als pdf-Dokument  
an zahlreiche Leser/innen kostenlos verschickt. Die ge-
druckte Auflage beträgt ca. 1200 Exemplare. Der Rund-
brief erscheint seit Verbandsgründung im Oktober 1992.

o Die BPE-Öffentlichkeitsarbeit konnte 2018 durch die Pro-
duktion und Herausgabe eines neuen, digitalen Monats-
Newsletters erweitert werden. Gangolf Peitz, Journalist 
beim Büro für Kultur- und Sozialarbeit Saar, konnte per 
Honorarjob für die redaktionelle und technische Betreuung 
gewonnen werden. (weitere Infos siehe Bericht BPE New-
sletterarbeit 2018/19 im gleichen Heft)

o Im Oktober fand wie jedes Jahr die Jahrestagung des BPE 
statt, dieses Mal wieder in Kassel, an der sowohl Mitglie-
der als auch interessierte Bürger teilnahmen. Die Teilneh-
merzahl betrug 150 Personen. Thema war „Raus aus den 
Schubladen“.

o Im Rahmen der zwei Projekte „Ex-It“ und „Suizidalität 
und Selbsthilfe“ fand mehrere Seminare, Vorträge und 
Workshops statt. 

o Seit 01.08.18 betreibt der BPE eine EUTB-Beratungsstelle 
mit Martin Lindheimer (Projektleitung) und Matthias Seibt 
und 2 ehrenamtlichen Beratern

o Auch 2018 haben wir weiter für unser wichtigstes politi-
sches Ziel gekämpft: Das dauerhafte Verbot der Zwangsbe-
handlung. Vertreter des BPE nahmen an der Anhörung des 
Bundesverfassungsgerichtes  am 30./31.1.18 zum Thema 
Fixierungen teil. Am 24.7.18 verkündete das BVG, dass 
zukünftig alle Fixierungen, die länger als 30 Min. andauern 
vom zuständigen Gericht genehmigt werden müssen.

o Wir haben als ReferentenInnen an diversen Gremiensit-
zungen (GBA, DBR, BAR, Liga, BAG, Inklusionsbeirat, 
BMJV etc.  teilgenommen, Referate auf Tagungen gehal-
ten und haben so unsere Interessen vertreten.

o Wir kämpfen seit einigen Jahren dafür, dass es eine Todes-
fallstatistik gibt, wie viele Menschen bei ihrem Psychia-
trieaufenthalt zu Tode kommen und wie viele bis zu zwölf. 
Monate nach der Entlassung. 

o Unsere Selbsthilfepapiere und Flyer haben wir im großen 
Umfang verteilt. 

o Wir haben an vielen Tagungen teilgenommen und dort In-
fostände gemacht.

o Wir besuchten Fortbildungen, u.a. zur Abrechnung öffent-
licher Mittel.

o Es fand ein reger Informations- und Erfahrungsaustausch 
mit den  Landesverbänden statt.

o Forensik: Fritz Schuster, unser Mann für die Forensik 
arbeitete um Betroffene zu beraten, sie über ihre Rechte 
aufzuklären. Doris Steenken, Forensikbeauftragte für den 
BPE e.V. und Mitglied im Forensikausschuss der DGSP, 
engagiert sich hier ebenfalls, allerdings vorwiegend poli-
tisch.

Für den Vorstand des BPE    
Bochum, den 04.08. 2019   (Vicky Pullen)

Tätigkeitsbericht des BPE für 2019



21

Ausgabe 3/2019 Mitgliederversammlung 2019 Rundbrief

Regelmäßige aktive Teilnahme an Vorstandsitzungen live und 
Telefonkonferenzen des BPE.

Interessenvertretung als Patientenvertreter im Gemeinsamen 
Bundesausschuss (G-BA)
AG  Personalausstattung in Psychiatrie und Psychosomatik 
(PPP) – ca. 24 Termine im Jahr
AG Soziotherapie/Häusliche Psychiatrische Pflege - ca. 8 Ter-
mine im Jahr - G-BA Berlin
Zusätzlich einige Abstimmungstreffen in Berlin und Erkner 
und Telefonkonferenzen.

Interessenvertretung als Patientenvertreter  im Institut für Qua-
lität und Transparenz im Gesundheitswesen (IQTIG )
Bundesfachgruppe Pflege - 2 Termine im Jahr, bei IQTIG, Ber-
lin.

Interessensvertretung bei BMAS-Personenzugang zu Einglie-
derungshilfe,3 Termine in 2019 wahrgenommen, ist jetzt be-
endet.
Interessensvertretung bei BMJV-Reform des Betreuungsrechts, 
Teilnahme an einer AG-Sitzung und an einer Plenumsitzung.
Interessensvertretung bei der Beschwerdestelle des Bundesver-
bandes der Berufsbetreuer (BdB),letzter Termin Nov.2018.
Interessensvertretung bei der Leitlinienkommission: S 3 Leit-
linie Medikamentenabhängigkeit-3 Termine Konsensuskonfe-
renzen, letzte geplant Sept.2019.
Interessensvertretung als Vertreter von Ruth Fricke bei dem Tri-
alogforum der DGPPN-bisher, 1 Termin, März 2019.
Interesensvertretung als Vertreter  von Ruth Fricke bei der Steu-
erungsgruppe des Aktionsbündnisses Seelische Gesundheit bei 
der DGPPN - bisher 1 Termin, August 2019.
Inreressensvertretung als Mitglied  des Beirates des Partizipati-
onsfonds des BMAS - 2 Termine in Berlin.

Teilnahme an dem gemeinsamen Beirat des BMG Projektes:
Zwangsvermeidung - formell als Mitglied des LPE Hamburg 
- 1 Termin in Bonn, März 2019
Teilnahme als Referent an der der Tagung des Dachverbandes 
Gemeindepsychiatrie zum Thema: Soziotherapie-Dez.2018

Teilnahme als Referent an der Verdi Tagung zum Thema: Perso-
nalausstattung in Psychiatrie und Psychosomatik - März 2019
Teilnahme als Grußwortsprecher und Podiumsdiskussionsteil-
nehmer an der Tagung des BdB zum Thema: Qualität der Be-
treuung und Vergütung der Betreuer-Mai 2019
Teilnahme als Referent an der Tagung des Nationalen Forums 
für Entgeltsysteme zum Thema: Konzepte und Positionen zur 
Personalbemessung in Psychiatrie und Psychosomatik - Mai 
2019

Teilnahme an der Podiumsdiskussion der Auftaktveranstaltung 
des Dialogs der Verbände von BMG/APK-Nov.2018
Benennung als Experte für die Dialogsgruppe des Dialogs der 
Verbände zur Weiterentwicklung der psychosozialen Versor-
gung
Teilnahme  an dem Selbsthilfe Vorbereitungstreffen in April 
2019,Hamburg
Teilnahme an dem Dialogforum des Dialogs der Verbände zum 
Thema: Komplexe ambulante Behandlung, Krisenbehandlung 
und Rehabilitation.

Teilnahme als Mitglied der Expertengruppe/Vertreter der 
Selbsthilfe an den Arbeitsgruppen der  Friedrich-Ebert-Stiftung 
- an der Erarbeitung des Positionspapiers der FES: “Es ist Zeit 
für einen neuen Aufbruch. Handlungsbedarfe zur Reform der 
Psychosozialen Versorgung 44 Jahre nach der Psychiatrie-En-
quete“-3 Termine in Berlin .

Teilnahme  an dem Austausch zwischen Diakonie und Selbst-
hilfe-Diakonisches Werk Berlin, Dezember 2018
Teilnahme  an der Sozialpsychiatrischen Tagung in Hamburg-
Juni 2019

Zuständig für die Bundesländer Hamburg und Brandenburg.

Geplant: September 2019, Teilnahme am Runden Tisch der 
DGPPN in München und Vortrag: “Was erwarten Betroffene 
von Psychopharmaka?“.

Hamburg, August.2019, Jurand Daszkowski

Tätigkeitsbericht Jurand Daszkowski Oktober 2018 - Oktober2019
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o Teilnahme an staatl. Besuchskommissionen für die Regie-
rungsbezirke Köln, Arnsberg und Düsseldorf: insgesamt 
32 Kliniken, dort natürlich Randgespräche zu Zwang in der 
Psychiatrie, Schädlichkeit Psychopharmaka und elektroni-
sche Gesundheitskarte

o Koordination der Teilnahme der Psychiatrie Erfahrenen 
an den Besuchskommissionen für die Regierungsbezirke 
Köln und Düsseldorf

o Organisation von 2 Treffen der PE-Besuchskommissions-
mitglieder in Bochum

o Teilnahme an 2 außerordentlichen Treffen mit der Bezirks-
regierung Düsseldorf zu Themen der Besuchskommissio-
nen

o 2x Sitzung der PSAG (Psychosoziale Arbeitsgemeinschaft) 
Köln in verschiedenen Einrichtungen

o Teilnahme als PE-Beisitzerin in der überörtlichen Arbeits-
gemeinschaft fürs Betreuungswesen, dafür 1 Treffen in Es-
sen, in der ÜAG auch Mitglied der AG Zwang, die sich alle 
2 Monate in Essen oder Bochum getroffen hat, zum Orga-
nisieren eines Fachtages Miterarbeitung einer Broschüre, 
neben den laufenden Geschäften 

o 7x Beiräte Konferenz, Vertretung dieser in der PSAG, 1 
von 3 Sprechern 

o 5x Teilnahme Netzwerk01 PE Köln, Protokolle  
o Teilnahme an Gruppensitzungen Aufbruch, Kassenführung 

für die Gruppe Aufbruch, für Aufbruch 2 Veranstaltungen 
mitorganisiert

o Kassenführung und Co-Leitung für eine Selbsthilfegruppe 
für komplextraumatisierte Frauen

o 3x Teilnahme an halbtägigen Treffen des Fachausschusses 
Psychopharmaka der DGSP in Frankfurt und Hannover 

o Mitglied des trialogischen Beschwerderates der PSAG, 
dafür 9 Treffen im Gesundheitsamt plus einige Telefonate 
und Treffen mit Beschwerdeführern

o Protokolle bei Vorstandssitzung
o Organisation, Moderation von Vorstandstreffen
o Teilnahme an allen Telefonkonferenzen, Vorstandssitzun-

gen und Emailverkehr (Versucht dort den Überblick zu be-
halten)

o Stellvertretende Arbeitgeberrolle für Angestellte des BPE
o Teilnahme an Supervisionssitzungen in Bochum

o Vertretung des BPE in diversen Gremien und sonstige Ar-
beiten
o Wie z.B. LIGA Selbstvertretung 
o Konsultationen der Monitoring-Stelle der UN-Behin-

dertenrechtskonvention
o Expertenrat der Bundesarbeitsgemeinschaft Rehabili-

tation, im Netzwerk Psychiatrie
o Deutschen Behindertenrat
o wie z.B. Vorstandsmitglied des Dachverbands Ge-

meindepsychiatrie
o Teilnahme an Sitzungen in div. politischen Gremien
o Bay. Landtag zum ‚PsychKHG‘, etc.) 

o Verfassung von Stellungnahmen
o Organisation der BPE-Jahres-/Fachtagung dieses Jahr in 

Heidelberg
o Selbsthilfe und Veranstaltungen Organisieren und Durch-

führen
o Unterstützung bei Anfragen zu Selbsthilfe
o Ansprechpartner/Arbeitgeberrolle für Angestellte des Ver-

bandes

o Öffentlichkeitsarbeit (Verfassen von Zeitungsartikeln/In-
fomaterial

o Referate im Dachverband und bei Anhörungen in der Politik
o Vertretung der Telefonzeiten in der Geschäftsstelle
o Bearbeitung des BPE E-Mail Accounts
o Organisieren von Vorstandssitzungen
o Antragstellung für Projekte z.B. Partizipationsfond
o Ansprechpartner für das Bundesland Bayern
o Teilnahme an Fachtagungen zur Vertretung unserer Ver-

bandssatzung
o Teilnahme an Vorstandssitzungen live
o Teilnahme an Telefonkonferenzen
o Erstellen von Protokollen
o Mitverantwortlich für die Finanzlage des BPE
o Ansprechpartner für wo am Nötigsten
o Teilnahme an Supervision der Geschäftsstelle

Gezeichnet Martina Heland-Graef  
Vorstandsmitglied des BPE

Tätigkeitsbericht Vicky Pullen 2019

Tätigkeitsbericht 2018/2019 als Vorstandsmitglied des BPE
Martina Heland-Graef 
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Der Bewilligungsbescheid für den Betrieb einer Ergänzenden 
Unabhängigen Teilhabeberatung (EUTB) ging am 26. Juli 2018 
ein.  Damit war die EUTB des BPE eine der letzten Beratungs-
stellen, die überhaupt bewilligt wurden. Wir danken an dieser 
Stelle dem Förderer, dem Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales (BMAS). 

Von der EUTB-Beratungsstelle des BPE findet die Beratung te-
lefonisch, per E-Mail, per Brief und persönlich statt. Es ist eine 
Beratung von Psychiatrie-Erfahrenen für Psychiatrie-Erfahre-
ne. Anfragen zu anderen Behinderungsarten werde selbstver-
ständlich auch beantwortet. Alle BeraterInnen verfügen über ei-
gene Psychiatrie-Erfahrung und Krisenbewältigungserfahrung. 
Diese EUTB macht also echtes Peer-Counseling.

Etwa 2 Wochen vor Eintreffen des Bewilligungsbescheides 
musste die gesamte bisherige Anlaufstelle und auch die beiden 
Krisenzimmer mit ihren Bewohnern und das Büro der Verwal-
tung geräumt sein. An diesem Tag wurde das Hochhaus durch 
das Bauordnungsamt der Stadt Bochum verschlossen. 

Für den Betrieb einer EUTB Beratungsstelle planten Matthias 
und Martin zum Zeitpunkt der Antragstellung die, eigentlich 
simple, Anmietung eines weiteren Appartements in dem Hoch-
haus Wittener Str. 87. Durch die Zwangsräumungssituation gab 
es zwischen dem 10. - 24.07.2018 praktisch keine Anlauf- und 
oder Geschäftsstelle des BPE mehr. 

Parallel zur Arbeit rund um die neue Anlaufstelle fand der Auf-
bau der EUTB Beratung statt. 

Die Internetdomäne www.eutb-bpe.de konnte für die Beratung 
gesichert werden und die ersten E-Mailadressen wurden ein-
gerichtet. 

Vom 24.9. bis 28.9. fand die Woche der Grundqualifizie-
rung in Mannheim statt. Dort gab es neben dem inhaltlichen 
Lernpensum ausreichend Gelegenheit zu erfahren, wie andere 
EUTB Stellen arbeiten, welche Schritte sie gegangen sind und 
mit welchen Problemen diese zu kämpfen haben. 

Es wurden seit September 2018 Telefonzeiten eingerichtet. Eine 
Liste aller BPE- und LPE NRW- Telefonzeiten wurde erstellt 
und veröffentlicht. Matthias stellte die bundesweite Beratung 
der Bochumer EUTB auf einem Treffen aller norddeutschen 
EUTBs am 16. Oktober in Hannover vor. Er nahm dort auch an 
der Pflichtweiterbildung Finanzierung und Abrechnung teil.

Für die Zeitschrift NAKOS Info Nr. 119 verfasste Martin einen 
Beitrag über die EUTB Beratungsstelle. Außerdem bestellte 
er 1.000 Papierflyer aus dem Gesundheitsministerium. Er be-
stellte ein Türschild für die Beratungsstelle, dass außen ange-
bracht wurde. Der erste Mittelabruf wurde durch den Förderer 
erfolgreich geprüft, wie alle weiteren bisher. Die Internetseite 
der Teilhabeberatung wurde im Februar online gestellt. Sie ist 
abrufbar unter www.eutb-bpe.de 

Die wissenschaftliche Begleitforschung zur Beratung von 
Menschen mit Behinderung wird vom infas Institut aus Bonn 
durchgeführt. Die EUTB des BPE unterstützt diese Begleitfor-
schung vollumfänglich und kooperiert selbstverständlich mit 
dem Institut. 

Die Behinderten- und Patientenbeauftragte des Landes 
NRW, Frau Claudia Middendorf, besuchte uns im März 2019. 
Damit würdigt sie die EUTB des BPE in NRW, die als einziges 
Bundesland eine bundesweite Schwerpunktberatung für Psych-
iatrie-Erfahrene anbietet. 

Die EUTB Beratung ist in den Kernzeiten Mo-Fr. von 9-15 
Uhr telefonisch und persönlich erreichbar. Offene persönliche 
Sprechstunden ohne Termin immer montags 12-17 h, Telefo-
nische Beratungszeiten dienstags 10-13h und 14-17h, freitags 
9-15h. Individuelle Termine außerhalb dieser Zeiten und außer-
halb der Beratungsstelle lassen sich vereinbaren. 

Viele Grüße an alle BPE - Mitglieder sendet Euch 
Martin Lindheimer

Bericht über die EUTB Beratungsstelle des BPE
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Zu den Aufgaben der Geschäftsstelle gehören die Unterstützung 
des geschäftsführenden Vorstandes, die Mitgliederverwaltung, 
die Post und die Öffentlichkeitsarbeit. Die Geschäftsstellenmit-
arbeiter/-in nimmt an allen Sitzungen des geschäftsführenden 
Vorstands in Bochum teil.

Über die Geschäftsstelle läuft der gesamte BPE-Schriftver-
kehr und dieser wird entweder sofort bearbeitet oder an die 
Vorstandsmitglieder verteilt. Einzelne Arbeiten des Vorstandes 
werden an die Geschäftsstelle delegiert. Es werden Neuanträge, 
Austritte, Adressänderungen bearbeitet und alle Fragen bezüg-
lich der Mitgliedschaft und der Verbandsarbeit beantwortet. Die 
Mitgliederdatenbank wird auf dem neusten Stand gehalten. Die 
Geschäftsstelle stellt auch Informationen ins Internet und beant-
wortet Presseanfragen, bewirbt Veranstaltungen des BPE und 
kümmert sich mit um eine wirksame Außendarstellung des Ver-
bandes. Wöchentlich werden mehrere Hundert Emails und etwa 
50 Briefe bearbeitet. Die Etiketten für den Rundbrief werden 
erstellt und auch per Email versendet. Außerdem wird in der Ge-
schäftsstelle neues Infomaterial erstellt und verteilt. Die Daten 
der Selbsthilfegruppenliste werden gepflegt und die Daten von 
empfehlenswerten Anwälten und Psychiatern gesammelt. 

Die Mitgliedsbeiträge per Lastschriften wurden in diesem Jahr 
Ende März eingezogen. Voraussichtlich im August werden Zah-
lungserinnerungen per Email und per Brief wegen der ausste-
henden Mitgliedsbeiträge verschickt. Noch immer haben 161 

Mitglieder den Jahresbeitrag für dieses Jahr nicht überwiesen, 
obwohl sie das im Januar unaufgefordert hätten tun müssen. Das 
Mahnungswesen verursacht unnötige Ausgaben und kostet viel 
Zeit. Laut Vorstandsbeschuss erhalten diejenigen, die nach der 
Mahnung ihren Jahresbeitrag nicht zahlen, keine Rundbriefe 
mehr, bis der offene Betrag beglichen wurde.

Seit der Räumung der Geschäftsstelle des Hochhauses in Bo-
chum, Wittener Str. 87, zum 11.07.2018 wurde die Arbeit von 
den Mitarbeitern vorübergehend vollständig von Zuhause aus 
erledigt. Ab dem 1.11.2018 wurde der neue Büroraum des BPE 
in der Herner Str. 406 in Bochum (als Untermieter der Weglauf-
initiative-Ruhrgebiet e.V.)  von Harald Knauer renoviert, einge-
richtet und arbeitsfertig hergerichtet. 

Leider ist unsere langjährige Mitarbeiterin Anne Murnau seit 
Juni längerfristig erkrankt. Ihre Arbeit wird zurzeit vom Vor-
standsmitglied Marina Heland-Gräf (Emailbearbeitung, Tele-
fonzeit, Anfragenbeantwortung, etc.) sowie unserem Kassen-
bearbeiter/Buchhalter Harald Knauer (Mitgliederverwaltung, 
Postbearbeitung, Berichterstattung, etc.) kommissarisch zusätz-
lich übernommen. Wir wünschen Frau Murnau eine gute Bes-
serung und freuen uns sehnlichst auf die Wiederaufnahme Ihrer 
Arbeit.

Gez. Martina Heland-Graef und Harald Knauer (In Vertretung 
von Anne Murnau)

Geschäftsstellenbericht 2018/2019

Die BPE-Öffentlichkeitsarbeit konnte 2018 durch die Produkti-
on und Herausgabe eines neuen, digitalen Monats-Newsletters 
erweitert werden. Gangolf Peitz, Journalist beim Büro für Kul-
tur- und Sozialarbeit Saar, konnte per Honorarjob für die redak-
tionelle und technische Betreuung gewonnen werden. Die Ar-
beit umfasst Redaktion, Texterstellungen, Lektorat/Korrektorat, 
Umformatierungen/pdf-Erstellungen, Bildbearbeitung, Pflege 
Adressverteiler, begleitende PR-Maßnahmen (regelmäßige 
Newsletterbewerbung in Print- und Internetmedien + per Fly-
erverteilung), Recherchen/Korrespondenzen, Linkprüfungen, 
Datensicherung/Programmierung/ Testsendung, Verwaltung E-
Mail-Tool/mit datengeschützter Versendung über Großverteiler. 
Angesetzt sind 20 Arbeitsstd. im Monat, die regulär nicht aus-
reichen, da vor allem aus den BPE-Landesverbänden bis dato 
selbsttätig wenig bis keine Veranstaltungsinformationen für die 
Veröffentlichung verfasst bzw. zugemailt werden.

Nach Inhaltskonzeption und Aufbau eines Versendungsverteilers  
- quasi von Null.. -  und intensiver Startbewerbung in Selbst-
hilfe und Medien ist seit Erstversendung im März 2018 eine 
große und wachsende Akzeptanz zu verzeichnen. Inzwischen 
(Sommer 2019) hat der BPE-Newsletter fast 700 (!) Abonnen-
ten und kann als etablierter Selbsthilfe-Nachrichtendienst und 
Influencer bezeichnet werden. Die Leserschaft sind geschätzt 
65 % Psychiatrieerfahrene und Selbsthilfeaktive/Verbände und 
Selbsthilfegruppen, die restliche ca. 35 % Selbsthilfestellen, An-
gehörige und Freunde, gesundheitsinteressierte Bürger*innen, 
beruflich im Sektor Gesundheit/Soziales/bei Trägern Tätige, 
Medienvertreter und Einrichtungen sowie öffentliche und publi-

zistische Empfänger in ganz Deutschland bis nach Luxemburg, 
Frankreich, Ostbelgien oder in der Schweiz. Der Newsletter ist 
medial adäquat vernetzt und hat fast wöchentlich Neuanmeldun-
gen. Die Abmelderate liegt bei unter 1 %. Zur Versendung über 
Großverteiler wird ein bewährtes sicheres (und europäisches) 
E-Mail-Tool-Versendungsprogramm genutzt. Erfreulich und 
wichtig erscheint, dass der BPE-Newsletter nicht ausschließlich 
die Selbsthilfe erreicht, sondern sinnvollerweise über diesen 
‚Tellerrand‘ hinaus rezipiert wird und zahlreiche so genannte 
Meinungsmultiplikatoren erreicht. Zeitungen und Internetporta-
le zitieren heute daraus.

12 x im Jahr bietet der BPE-Newsletter Seelische Gesundheit 
verlässlich zu Monatsbeginn betroffenen- und fachkompetent 
aktuelle Meldungen, Nachrichten, Termine, Literatur- und Me-
dientipps und Kreatives: Wissen und Meinung aus der vielfälti-
gen Arbeit des Verbandes, seiner kooperierenden Landes- und 
Ortsselbsthilfen und mit ihm vernetzter Stellen und Aktivisten, 
- aus und zum Themenfeld Seelische Gesundheit und Teilha-
be durch Selbsthilfe, zu Psychiatrie & Sozialem. Mit dem kri-
tischen Blickwinkel der Selbsthilfeexpertise, orientiert an den 
Menschenrechten und der UN-BRK. 

Dieser unabhängige Informationsservice des Bundesverbandes 
Psychiatrie-Erfahrener e.V. steht seinen Mitgliedern und allen 
Interessierten kostenfrei zur Verfügung.

Gangolf Peitz, im August 2019 / bpe_newsl_master@online.ms

Bericht zur BPE-Newsletterarbeit 2018/19
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Telefonberatung Suizidalität und Selbsthilfe wird weitergeführt

Suizidgedanken kann man nicht mit jedermensch gut bereden. Oft reagieren andere mit Angst oder Verurteilung und schnell steht 
eine Zwangseinweisung im Raum. Daher haben wir eine Telefonsprechzeit von Betroffenen für Betroffene zum Thema Suizidalität 
eingerichtet. Empathie und Solidarität statt Diagnosen, Zwang und Gewalt.

Freitags 21-24h, Tel. 0234 7089 0510

Projektwebseite: http://suizidgedanken.net 

Tagung Suizidalität und Selbsthilfe: Jetzt Tagungsband bestellen

Am 13. April fand unsere Fachtagung als erste 
deutschlandweite Betroffenentagung zum The-
ma Suizidalität statt. Die Redebeiträge wurden 
auf Video aufgenommen. Die Videos sind mit-
tlerweile geschnitten und sind auf der Projekt-
webseite (http://suizidgedanken.net/tagung) und 
der BPE-Facebookseite zu finden. Das Projekt-
team arbeitet derzeit am Tagungsband, der im 
September erscheinen wird und bestellt werden 
kann. Vorbestellungen könnt ihr per Email oder 
telefonisch an uns richten.

Mail: suizidgedanken@bpe-online.de
Tel.: 0234 7089 0510 (sprecht eure Postanschrift 
auf Band)

Wir danken allen Helfer*innen vor Ort für die 
Unterstützung sowie den Teilnehmenden fürs 
Zusammenkommen, das Zuhören und die Be-
teiligung. Wir sind darin bestärkt worden, wie 
wichtig die Arbeit an diesem Thema ist und wie 
wichtig es ist, dass wir Betroffenen diese Arbeit 
tun – erfahrungsbasiert und selbstbestimmt.

Wichtig war uns auf der Tagung, die Stimmen 
anderer Betroffener hörbar und sichtbar zu ma-
chen. Daher haben wir eine „Klagemauer“ ge-
schaffen, auf der alle Teilnehmenden Botschaften 
hinterlassen konnten, und einen „Open Space“ 
für Visionen. Was sie zu sagen hatten, erfahrt ihr 
auf den folgenden Seiten.
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Zu mir:
Mein Name ist Felix Henneberg, ich lebe in Berlin, bin Vater 
von zwei Töchtern, habe gerade mein Abitur auf dem zweiten 
Bildungsweg nachgeholt und bin froh,  das Projekt „Ex:it“ nun 
seit etwas mehr als einem Jahr anbieten zu dürfen.
Meine erste Psychiatrie Erfahrung sammelte ich mit 15, darauf 
folgten weitere Internierungen, wie ich es nenne, ausnahmslos 
unter Anwendung von Zwang, das letzte Mal 2016. Entgegen 
allen Ankündigungen seitens ehemaliger Psychiater*innen, 
führe ich ein glückliches, selbstbestimmtes Leben ohne Neuro-
leptika und ohne Therapie.
Wesentliche Grundlage hierfür bildeten  sicher die Besuche der 
von mir 2014 mit ins Leben gerufenen diagnosefreien „U40“, 
Selbshilfegruppe „Plan-B“ und die Absetzberatung seitens des 
BPE die ich vor etwa 5 Jahren von  Matthias Seibt erhielt, den 
viele von Euch kennen.

Im folgenden Bericht möchte ich einen kompakten Einblick 
das Projekt ermöglichen,welches sich vor allem an Menschen 
mit eigener Psychiatrie Erfahrung richtet.
Es setzt sich zusammen aus der wöchentlich stattfindenden Te-
lefonberatung, welche mittwochs von 11 bis 14 Uhr unter der 
Nummer 0234  64 05 102 zu erreichen ist, der website www.
ex-it.info und vier Workshops, von denen in diesem Jahr einer 
am 29.6.2019 in Berlin stattgefunden hat.

Die Telefonberatung:
Die Anrufenden in der  Telefonberatung setzen sich etwa zu 
50% aus Betroffenen, zu 35% aus Angehörigen und zu 15% aus 
„Professionellen“ oder Studierenden zusammen. Die Anfragen 
sind so vielfältig wie die Anrufenden und es fällt mir schwer, 
deren Anliegen in große Themenbereiche  einzuteilen.
Zentrales Thema ist dem Projekt entsprechend, weitere Psychi-
atrie Aufenthalte zu vermeiden, da diese oft als traumatisieren-
de Erfahrungen geschildert werden.
Die Beratung die ich gebe ist stets individuell an die fragende 
Person angepasst.

Die Ausgangssituation ist klar in der Definition, doch umso 
schwerer in der Umsetzung:
Wer es schafft Ver_rücktheit selbst zu steuern, schafft es lang-
fristig das psychiatrische System zu verlassen.
So finden sich zentrale Themen aus der Selbsthilfe in der Be-
ratung wieder:

Wie komme ich zu genügend Schlaf?

Was kann ich tun um mich zu erden?
Wie reduziere ich meine Medikamente so, dass es erfolgreich 
ist und ich nicht wieder ver_rückt werde?
Wie kommuniziere ich meine Bedürfnisse mit Menschen, die 
mir nahe stehen und gegebenenfalls mit Professionellen?
Wie installiere ich eine sichere Vorausverfügung, wie die Pat-
VerFü oder die Bochumer Willenserklärung?

Die Ursachen von Ver_rücktheit sind äußerst komplex.
Existenzängste, Stress, sozialer Druck, Weltschmerz, in der 
Vergangenheit liegende und aktuelle Schicksalsschläge wie 
auch ein problematischer Lebensstil gehören dazu, um nur ei-
nige zu nennen.

Oft sind die selbst erkannten Ursachen der letzten Ver_rückt-
heitserfahrungen der Schlüssel in den Beratungsgesprächen die 
darauf hindeuten, welche Änderungen in der Gegenwart vor-
zunehmen sind, um  einen Ausweg aus dem psychiatrischen 
System zu ebnen.

In den Workshops bietet sich im Zeitraum von 8 Stunden insge-
samt weit mehr Raum um auf spezifische Fragen der Teilneh-
menden einzugehen.
Zwar sind im groben die Themen aus der telefonischen Bera-
tung hierfür die Grundlage, jedoch kann darüber hinaus, ori-
entiert an den  Erfahrungen der  Teilnehmenden besprochen 
werden, wie ein Unterstützungsnetzwerk zur Abwendung einer 
Krise organisiert sein kann.

Die Webseite liefert die wesentlichen Informationen zum Inhalt 
des Projektes, unter anderem auch, wann und wo der nächste 
Workshop stattfindet.

In Planung ist ein weiterer Selbsthilfeleitfaden zum Thema „das 
psychiatrische System verlassen.“ Vielleicht schaffen wir es ihn 
noch vor Ende diesen Jahres fertigzustellen.

Ich hoffe sehr, dass ich einen kleinen Einblick in das Projekt ge-
ben konnte. Vielleicht entschließt Du Dich ja selbst mal anzuru-
fen, oder an einem der kommenden Workshops teilzunehmen.

Danke fürs Lesen und vielleicht bis bald,

Felix Henneberg

Tätigkeitsbericht Ex-it „das psychiatrische System verlassen“ 2019 

Gefördert aus Mitteln des 
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Auf Grund der fortgesetzten und immer zahlreicher werdenden Verstöße psychiatrischer Täter/innen gegen die gültigen Gesetze haben 
sich die Vorstände des Bundesverbands Psychiatrie-Erfahrener e.V. und des Landesverbands PE Nordrhein Westfalen e.V. zur Einrich-
tung eines Rechtshilfefonds für zwangsweise psychiatrisierte Menschen entschlossen.
Dieser Fonds soll dazu dienen, aussichtsreiche Klagen gegen illegale psychiatrische Zwangsmaßnahmen oder aussichtsreiche 
Klagen gegen gesetzwidrige Entscheidungen oder Verfahrensweisen der deutschen Justiz zu unterstützen.
Illegale psychiatrische Zwangsmaßnahme sind z.B. die ambulante Zwangsbehandlung oder die stationäre Zwangsbehandlung ohne 
richterlichen Beschluss.
Eine rechtswidrige Verfahrensweise der Justiz liegt z.B. vor, wenn bei einer richterlich angeordneten Zwangsmaßnahme, der/die davon 
Betroffene nicht angehört wird.
Um es klar zu sagen: Die Chancen für den Rechtsweg sind nicht gut. Psychiatrie-Erfahrene haben, egal was passiert ist, fast immer 
unrecht.
Daher brauchen wir eindeutige Fälle. Diese Fälle müssen aktuell sein.
Um zu prüfen, ob es ein aussichtsreicher Fall ist, brauchen wir Kopien der wichtigsten Unterlagen. Wir werden pro Jahr nur ein, 
höchstens zwei Prozesse unterstützen.
Fürs Erste haben wir 4.000,- € zur Verfügung gestellt.
Wer meint, sein/ihr Fall eigne sich, wendet sich bitte an:
BPE, Herner Straße 406, 44807 Bochum, vorstand@bpe-online.de
LPE NRW, Herner Straße 406, 44807 Bochum, Matthias.Seibt@psychiatrie-erfahrene-nrw.de. 
Fragen werden von Matthias 0234 640 5102 beantwortet.
Die Vorstände von BPE und LPE NRW im November 2006

Rechtshilfefonds für Zwangspsychiatrisierte

Mitteilung des geschäftsführenden Vorstands
Betroffenenkontrollierte Forschung im BPE – An wen wende ich mich mit meinem 
Forschungsvorhaben?
Vergangenen Oktober haben wir die Förderung betroffenenkontrollierter Forschung in die BPE-Satzung aufgenommen. Das 
Ziel dieser Satzungsänderung war, als Verband die Möglichkeit zu haben, Forschungsgelder für die Umsetzung von Projekten 
Psychiatrie-Erfahrener zu beantragen.
Uns haben bereits Anfragen erreicht, was wir für forschende PE tun können. Aktuell ist Forschungsförderung kein Teil des 
Haushaltsplans. Das bedeutet, Projekte müssen bei Forschungsförderern (Bundesministerium für Bildung und Forschung, 
Bundesgesundheitsministerium, Deutsche Forschungsgemeinschaft, Stiftungen) beantragt werden. Wenn ihr ein praktisch 
umsetzbares Forschungsvorhaben habt, das den Satzungszielen des BPE entspricht, dann könnt ihr dem Vorstand eine Pro-
jektskizze senden. Ihr solltet euch informiert haben, bei welchem Förderer ein Antrag am realistischsten erscheint und dessen 
Förderrichtlinie im Anhang mit an den Vorstand senden. Dann können wir es gemeinsam versuchen.
Email: vorstand@bpe-online.de

26. September 2019 (Donnerstag): „Nutzen und unerwünschte 
Wirkungen von Neuroleptika“, Vorträge von Uwe Gonther, Pe-
ter Lehmann und Daniel Schöttle im Veranstaltungsteil „Integrierte 
offene Veranstaltung Bremen Psychiatrie 2.0 / Nutzen und Neben-
wirkungen von Antipsychotika“ bei der Tagung der Gesellschaft 
zur Förderung empirisch begründeter Therapieansätze bei schi-
zophrenen Menschen (gfts) und Psychiatrie 2.0 der Senatorin für 
Wissenschaft, Gesundheit und Verbraucherschutz unter dem Titel 
„Genesung von und mit Psychose – Wirkfaktoren und Rahmen-
bedingungen“, Klinikum Bremen-Ost, Haus am Park, Bremen, 
14.00-15.50 Uhr. Teilnahmegebühr € 35.– für Psychiatriebetrof-
fene.
Infos siehe: http://www.peter-lehmann.de/termine/2019-09-26.pdf

1. Oktober 2019 (Dienstag), 16.15-17.00 Uhr: „Zur Wiederkehr 
der Elektroschocks – Argumente gegen den Einsatz der so-
genannten Elektrokonvulsions-‘Therapie‘“, Vortrag von Peter 

Lehmann bei der Tagung („Wege aus der Depression: ‚Sanfter‘ 
Entzug von Antidepressiva – wie geht das? Und: Zur Wiederkehr 
des Elektroschocks: Therapie oder Schädigung?“), veranstaltet von 
Die Klinke e.V. Herford in Kooperation mit der Volkshochschule 
im Kreis Herford und der Westfälischen Gesellschaft für Sozia-
le Psychiatrie (WGSP e.V.). Veranstaltungsort: Volkshochschule, 
Münsterkirchplatz 1, 32052 Herford. Teilnahmegebühr € 25.– für 
Psychiatriebetroffene.
Infos siehe: http://www.peter-lehmann.de/termine/2019-10-01.pdf

15. Oktober 2019 (Dienstag), 18.30-20.00 Uhr: „Psychopharma-
ka absetzen – Möglichkeiten zur Verminderung von Risiken 
beim Absetzen von psychiatrischen Psychopharmaka“, Vortrag 
von Peter Lehmann mit Diskussion auf Einladung der Psychiatrie-
Erfahrenen Augsburg – Schwaben. Ort: MehrGenerationentreff-
punkt, Blücherstraße 1, 86167 Augsburg.
Infos siehe http://www.peter-lehmann.de/termine/2019-10-15.pdf
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Arbeitskreis EX-IN

Seit 2006 werden Psychiatrie-Erfahrene in EX-IN-Fortbildungen zu GenesungsbegleiterInnen und DozentInnen qualifi ziert. EX-IN ist 
ein englisches Kürzel für Experienced-Involvement und bedeutet „Einbeziehung (Psychiatrie-)Erfahrener“. EX-IN’lerInnen wollen 

die Psychiatrie von innen reformieren, in Richtung Gesprächs- und Milieutherapie mit möglichst wenig Medikamenten und ohne Zwang 
und Gewalt. Der Arbeitskreis EX-IN des BPE stellt sich die Aufgabe, EX-IN’lerInnen, die Mitglied des BPE sind, zu vernetzen.
Matthias Schuldt, Bergenstr. 21a, 23558 Lübeck, Tel. 0451-40 83 024, matthias-schuldt@gmx.de

Arbeitskreis EX-IN

Ausgabe 3/2019 Zum Mitmachen Rundbrief

AG Spiritualität

Am 10.10.2015 wurde auf der BPE-Jahrestagung die Arbeitsgruppe Spiritualität für PE gegründet. Ziele sind, Wege zu fi nden trotz Psychi-
atrie-Erfahrung Spiritualität gesund zu praktizieren und zu diskutieren. Dabei können die Wege für jeden einzelnen natürlich ähnlich oder 

anders sein. Kontakte zu spirituellen Lehrern sind vorhanden, die uns aufgeschlossen sind und die die Psychiatrie kritisch sehen.
Ansprechpartner ist Claus Wefi ng, Email: Claus.Wefi ng@live.de 05263 40 699 94 oder per Post an: 
BPE AG Spiritualität Herner Straße 406, 44807 Bochum .  Homepage: http://www.spirituellepsychiatrieerfahrene.de

AG Spiritualität

AG Öffentlichkeitsarbeit
Auf der BPE-Tagung 2018 wurde die AG Öffentlichkeitsarbeit gegründet. Diese AG möchte fokussiert und koordiniert an ein-
zelnen Themen arbeiten, um diese an die Öffentlichkeit zu bringen. Dazu ist Kontinuität der Teilnahme wichtig. Erfahrungen in 
der Öffentlichkeitsarbeit sind von Vorteil, aber nicht nötig. Aktuell sind wir am Thema Todesfälle in Psychiatrien und verkürzte 
Lebenserwartung dran. Dafür haben wir u.a. einen „Fahrplan“ für die nächsten 12 Monate erstellt. Wir organisieren uns über die 
Plattform wechange.de. Über Neuigkeiten berichten wir auch im Rundbrief.
Wenn ihr mitarbeiten wollt, meldet euch bei Kristina: k.dernbach@gmx.de

Besondere Seminare für die PE-Selbsthilfe
o Presse- und Öffentlichkeitsarbeit für Selbsthilfegruppen. Die verbesserte Selbstdarstellung Betroffener tut not. Der 

Workshop vermittelt in einfacher Form Grundzüge moderner PR-Arbeit: Anleitung zum Umgang mit unterschiedlichen 
Medien, zum handling einer Presseinformation u.v.m. Mit Praxistipps, Übungen, Diskussion.

o Gedichte schreiben – hilft! Es müssen nicht Kreativtherapien in Tagesstätten und Ergotherapien oder autobiografisches 
Schreiben beim Arzt sein. Selbsthilfe kann es selbst! Ein besonderer Literaturkurs mit selbsthelfender Wirkung über den 
Weg der Poesie. Theorie, Schreib- und Sprechübungen, Erörterung.

o Outsider Art? – Kunst als Teilhabe. Outsider Art, was ist das heute / was nicht? Betroffenenkunst, Psychiatrieerfahrenen-
Malerei, Therapiekunst, Art Brut, freie Kunst..? Möglichkeit für Teilhabe und Genesung? Informations- und Diskussions-
seminar, mit Blick zum unterschiedlichen Verständnis von Outsider Art in Europa.

Die 3-stündigen Basiskurse werden vom Büro für Kultur- und Sozialarbeit Saar für die Selbsthilfe in Kleingruppen angeboten. 
Finanzierbar über Selbsthilfefördermittel der Gruppen. Um frühzeitige Terminierung wird gebeten. 
Kontakt für Anfragen (mit Terminvorschlägen): 
BKS Saar, c/o  Hr. Gangolf Peitz, Lindenstr. 21, 66359 Bous. gangolf.peitz@web.de

Teilhabeberatung 
Unsere bundesweite Teilhabeberatung (EUTB) hat den Schwerpunkt 
Psychiatrie-Erfahrung. Wir, Martin Lindheimer und Matthias Seibt 
wollen durch unsere Beratung zu Eurer besseren Teilhabe am Leben 
beitragen.
Erreichbar sind wir unter 0234 / 70 890 520 oder 
Kontakt@EUTB-BPE.de.
Telefonzeiten sind Dienstag 10-13 und 14-17 Uhr sowie Freitag von 
9-15 Uhr. Offene persönliche Sprechstunde ist Montag 12-17 Uhr in 
der Herner Straße 406, 44807 Bochum, Haltestelle Rensingstraße der 
U 35. 
Außerhalb dieser Zeiten sind weitere individuelle Termine (auch 
abends oder am Wochenende) möglich.

Die Beratung „Ex:it“ zeigt Wege auf das wie das 
psychiatrische System verlassen werden kann.
Wir schauen gemeinsam, auf welchem Wege sich 
im Voraus der Gang in die Psychiatrie vermeiden 
lässt. Welche Vorkehrungen sind zu treffen? wel-
che Hindernisse zu beachten?
Wen kann ich mit einbeziehen? Um wen mache 
ich lieber einen Bogen, wenn Ver_rücktheit naht?
Erreichbar ist die Beratung jeden Mittwoch (bis 
auf Feiertage) von 11 bis 14 Uhr.
Tel. 0234  640 51 02

Telefonberatung Suizidalität und Selbsthilfe wird weitergeführt
Suizidgedanken kann man nicht mit jedermensch gut bereden. Oft reagieren andere mit Angst oder Verurteilung und schnell 
steht eine Zwangseinweisung im Raum. Daher haben wir eine Telefonsprechzeit von Betroffenen für Betroffene zum Thema 
Suizidalität eingerichtet. Empathie und Solidarität statt Diagnosen, Zwang und Gewalt.
Freitags 21-24h, Tel. 0234 7089 0510
Projektwebseite: http://suizidgedanken.net 



Projekt ist ausgelaufen! !!! Die Arbeit an dem Thema wird in eingeschränktem Umfang fortgesetzt.
Telefonzeiten: Dienstag von 10:00 - 13:00 Uhr und 14: – 17.00 Uhr sowie Mittwoch 11-14 Uhr unter 0234 / 640 51-02

Ich stehe den -Selbsthilfegruppen für Vorträge und Arbeitsgruppen zu Psychopharmaka und „Ver-rücktheit steuern“ gegen Fahrt-
kosten (Bahncard 50) zur Verfügung.
Ich versuche eine bundesweite Liste von Psychiater/inn/en bzw. Ärzt/inn/en aufzubauen, die deutlich zurückhaltender als der Durch-
schnitt beim Verschreiben von Psychopharmaka sind, oder die sogar beim Absetzen unterstützen. Bitte teilt mir mit, wenn ihr bei Euch 
vor Ort so jemand kennt.
Ich organisiere bundesweite Seminare, auf denen sich Psychiatrie-Erfahrene zum Thema Psychopharmaka usw. weiterbilden. Interes-
sent/inn/en, die so ein Seminar bei sich vor Ort wollen, bitte bei mir melden.
Ein weiteres bundesweites Seminar soll für Psychiatrie-Erfahrene sein, die selber im Rahmen ihrer Selbsthilfeaktivitäten zum Bereich 
Psychopharmaka beraten wollen. Da hier die Teilnehmer/innen/zahl fünf kaum überschreiten wird, können individuelle Wünsche genau 
beachtet werden. 
Selbsthilfegruppen und Landesorganisationen berate ich in allen organisatorischen Fragen.
Weitere Informationen unter:

, z. Hd. Matthias Seibt, Herner Straße 406, 44807 Bochum, 0234 / 640 51-02

Arbeitskreis Forensik:

Hier arbeiten zur Zeit Fritz Schuster und Norbert Südland überwiegend in der Einzelfallbetreuung. Unterstützung wäre dringend 
erforderlich. Wünschenswert wäre es, wenn es in jedem Bundesland wenigstens einen Ansprechpartner für den Bereich Forensik, 

geben würde, denn die Maßregevollzugsgesetze sind Landesgesetze. Außerdem würde die räumliche Nähe eine direkte Kontaktaufnahme 
mit den Betroffenen erleichtern. 
Interessenten wenden sich bitte an: 
Fritz Schuster, Wildermannstr. 70, 45659 Recklinghausen, Tel/Fax: 02361 14 1 86,  mail: Fritz.Schuster11@web.de

Netzwerk Psychiatrie-Erfahrener Profi s:

Seit dem Herbst 2005 gibt es ein Netzwerk Psychiatrie-Erfahrener Profi s im . Hier diskutieren Professionelle aus dem Bereich 
der Psychiatrie und Medizin darüber wie sie ihre Doppelrolle nutzbringend in die -Arbeit einbringen können, aber auch über ihre 

besondere Rolle am Arbeitsplatz. Evtl. kann sich im Laufe der Zeit aus diesem Netzwerk auch ein wissenschaftlicher Beirat für den  
entwickeln. 
Interessenten wenden sich bitte an: 
Christine Pürschel, Hanns-Eisler-Str. 54, 10409 Berlin, Tel.: 030 42 41 718 mail: tine.puerschel@berlin.de 

-Kulturnetzwerk:

Im Herbst 2005 ist der erste Aufruf zur Bildung eines -Kulturnetzwerkes erschienen. Inzwischen sind hier in den Rubriken: Malerei, 
Zeichnen, Fotografi e, Collagen, plastisches Gestalten, Kunstgewerbe, Digitale Kunst, Dichtung, Prosa, Musik, Theater, Kabarett und 

Tanz ca. 60 Einzelpersonen und Gruppen registriert.
Interessenten wenden sich bitte an:
Ruth Fricke Mozartstr. 20 b, 32049 Herford. Tel. + FAX: 05221 86 410, mail: Ruth.Fricke@t-online.de 

Zum MitmacheZum Mitmache
-Kulturnetzwerk:-Kulturnetzwerk:

Netzwerk Psychiatrie-Erfahrener Profi s:Netzwerk Psychiatrie-Erfahrener Profi s:Netzwerk Psychiatrie-Erfahrener Profi s:

Arbeitskreis Forensik:Arbeitskreis Forensik:

Beratung beim Aufbau und zur praktischen Arbeit/Umsetzung dieser Stellen, sowie eine Übersicht über bestehende Stellen fi ndet Ihr beim 
Bundesnetzwerk unabhängige Beschwerdestellen im Internet unter:  http://www.beschwerde-psychiatrie.de/downloads.html

Das Sprecherteam besteht zur Zeit aus den BPE-Mitgliedern Karin Haehn, Bernd Kreißig und Ruth Fricke, alle drei erreicht Ihr per mail über: 
bundesnetzwerk@beschwerde-psychiatrie.de 

Antifolterkommission

Liebe Mitglieger, die Antifolterkommission des Europarates führt in regelmäßigen Abständen Kontrollbesuche in den Staaten durch, die 
zum Europarat gehören. Im Vorfeld derartiger Besuche wird der  e.V: regelmäßig aufgefordert Verstöße gegen die Antifolterkonven-

tion des Europarates zu melden. Hier sind wir auf Eure Mithilfe angewiesen. Bitte meldet uns sofort Verstöße gegen die Antifolterkonvention 
des Europarates, wenn sie Euch persönlich widerfahren sind, damit wir Eure Erfahrungen in unseren Bericht einfl ießen  lassen können. 
Bitte schickt Eure Erfahrungsberichte an: 
Ruth Fricke, Mozartstr. 20 B, 32049 Herford, Fax: 05221 86 410, mail:  vorstand@bpe-online.de 

AntifolterkommissionAntifolterkommission

Soteria AG

Auf der Jahrestagung 2006 haben wir diese AG gegründet.  Wir wollen diese Behandlungsform allen Mitgliedern des BPE nahe bringen 
und in der Gremienarbeit auch die Angehörigen und Profi s davon in Kenntnis setzen, dass wir uns diese Behandlungsform (mehr Ge-

spräche - weniger Psychopharmaka) - vor allen in Krisen - wünschen. Gedanken - Erfahrungen nehmen wir auf dem Postweg entgegen. 
Eure Mitarbeit wird uns Ansporn sein, auf unserer Jahrestagung einen Arbeitsbericht vorzulegen.
Kontaktadresse: 
Soteria AG c/o Bernd Thomaßen, Mühlenstr. 23, 45731 Waltrop

Soteria AG


